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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer 
epidemischen Lage von nationaler Tragweite 

A. Problem und Ziel 
Mit dem Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) hat der Gesetzgeber 
erste Maßnahmen getroffen, um zum einen das Funktionieren des Gesundheits-
wesens in einer die gesamte Bundesrepublik betreffenden epidemischen Lage si-
cherzustellen und zum anderen die mit dieser besonderen Situation verbundenen 
negativen finanziellen Folgewirkungen abzumildern. Hierzu wurde insbesondere 
das Infektionsschutzgesetz (IfSG) erweitert und präzisiert.  

Der Deutsche Bundestag hat nach § 5 Absatz 1 Satz 1 IfSG eine epidemische Lage 
von nationaler Tragweite festgestellt (BT-PlPr 19/154, S. 19169C), wodurch das 
Bundesministerium für Gesundheit (BMG) ermächtigt wurde, durch Anordnung 
oder Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates verschiedene Maß-
nahmen zu treffen. Davon hat das BMG Gebrauch gemacht. Die Geltung dieser 
Maßnahmen ist im Wesentlichen bis zum 31. März 2021 beschränkt.  

Die fortschreitende Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 und der hierdurch 
verursachten Krankheit COVID-19 machten deutlich, dass weitere Regelungen 
und Maßnahmen zum Schutz der öffentlichen Gesundheit und zur Bewältigung 
der Auswirkungen auf das Gesundheitswesen notwendig sind. Mit dem Zweiten 
Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018) wurden die auf Grundlage der mit 
dem Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nati-
onaler Tragweite eingeführten Änderungen des IfSG getroffenen Regelungen und 
Maßnahmen entsprechend weiterentwickelt und ergänzt. Unter anderem wurde 
durch Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) vorgesehen, dass 
das BMG durch Rechtsverordnung bestimmen kann, dass als Bestandteil des Leis-
tungskatalogs der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ein Anspruch auf be-
stimmte Testungen für den Nachweis des Vorliegens einer Infektion mit dem 
Coronavirus SARSCoV-2 oder auf das Vorhandensein von Antikörpern gegen das 
Coronavirus SARS-CoV-2 besteht. Durch Änderung des IfSG wurde BMG zu-
dem ermächtigt, durch Rechtsverordnung eine laborbasierte Surveillance beim 
Robert Koch-Institut (RKI) zu ermöglichen. 

Der „Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst“, auf den sich die Gesundheits-
minister von Bund und Länder geeinigt haben und der am 29. September 2020 
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von der Bundeskanzlerin und den Regierungschefinnen und -chefs der Län-
der beschlossen wurde, sieht eine weitreichende Stärkung des öffentli-
chen Gesundheitsdienstes (ÖGD) in Bund und Ländern vor. 
Vor diesem Hintergrund und aufgrund neuerer Erkenntnisse über COVID-19 und 
in Kürze möglich erscheinender Impfprogramme ist eine weitere Fortentwicklung 
der gesetzlichen Grundlagen angezeigt.  

B. Lösung 
Mit dem Gesetzesentwurf werden unter anderem nachfolgende Regelungen zur 
Stärkung des Schutzes der öffentlichen Gesundheit vorgesehen: 

- Die bislang in § 5 Absatz 2 IfSG vorgesehenen Regelungen zum Reise-
verkehr werden für den Fall einer epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite in § 36 IfSG zusammengeführt und u. a. dahingehend ange-
passt, dass insbesondere auch eine digitale Einreiseanmeldung nach Auf-
enthalt in Risikogebieten verordnet werden kann, um eine bessere Über-
wachung durch die zuständigen Behörden zu ermöglichen. Der Begriff 
des Risikogebiets wird legaldefiniert. 

- Beim RKI werden neuartige Surveillance-Instrumente wie eine virologi-
sche und syndromische Surveillance vorgesehen. Dagegen wird von der 
bislang nicht umgesetzten nichtnamentlichen Meldepflicht in Bezug auf 
eine SARS-CoV-2-Infektion zu Gunsten der Konzentration auf die na-
mentliche Positivmeldung Abstand genommen.  

- Die im „Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst“ angestrebte 
Stärkung der Digitalisierung des ÖGD soll durch ein Förderprogramm 
des Bundes und eine Unterstützung im Bereich zentraler Dienste umge-
setzt werden. Das elektronische Melde- und Informationssystem (DE-
MIS) nach § 14 IfSG setzt eine nach bundesweit einheitlichen Maßstäben 
strukturierte, aufbereitete und vorgehaltene Datenverarbeitung sowie die 
für die übergreifende Nutzung dieser Datenbasis erforderliche Bund-
Länder-übergreifende Betriebsinfrastruktur voraus. Die meldepflichtigen 
Labore werden verpflichtet, künftig eine SARS-CoV-2-Meldung über 
dieses System vorzunehmen. Auch in Bezug auf weitere Meldepflichten 
und Meldepflichtige wird eine solche Pflicht schrittweise bis Ende 2022 
eingeführt. 

- Auch Flughäfen und Häfen mit Kapazitäten nach Anlage 1 Teil B der 
Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) sollen durch ein Förder-
programm des Bundes unterstützt werden, um die ihnen nach den IGV 
obliegenden Verpflichtungen umsetzen zu können.  

- Um vorhandene Testkapazitäten umfassend nutzen zu können, wird der 
Arztvorbehalt nach § 24 IfSG in Bezug auf patientennahe Schnelltests 
auf das Coronavirus SARS-CoV-2 und auf die Nutzbarkeit veterinärme-
dizinischer Laborkapazitäten entsprechend angepasst. 

- Bisherige Erfahrungen während der Pandemielage machen des Weiteren 
Anpassungen der Vorschriften zum Vollzug des IfSG durch die Bundes-
wehr notwendig. 

- Eine Entschädigung wegen Verdienstausfalls nach § 56 Absatz 1 Satz 2 
IfSG soll auch dann ausgeschlossen sein, wenn der Absonderung eine 
vermeidbare Reise in Risikogebiet zugrunde liegt. Die Entschädigungs-
regelung des § 56 Absatz 1a IfSG wird bis zum 31. März 2021 verlängert. 
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Gleichzeitig soll eine entsprechende Entschädigung ermöglicht werden, 
wenn Personen eine abgesonderte Person betreuen müssen. 

- Mit einer Neufassung von § 57 Absatz 2 Satz 1 IfSG wird klargestellt, 
dass im Rahmen dieses Gesetzes auch eine Pflicht zur Leistung der für 
die Teilnahme an den Umlageverfahren U1, U2 und U3 zu entrichtenden 
Umlagen fortbesteht. 

- Im SGB V wird darüber hinaus geregelt, dass, soweit dies im Rahmen 
einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite erforderlich ist, so-
wohl in Bezug auf Schutzimpfungen als auch in Bezug auf Testungen 
nicht nur Versicherte, sondern auch Nichtversicherte einen entsprechen-
den Anspruch haben können, wenn eine entsprechende Rechtsverord-
nung des BMG dies vorsieht. Die Rechtsverordnung kann für die entspre-
chenden Leistungen auch Regelungen u. a. zur Vergütung und Abrech-
nung vorsehen.  

C. Alternativen 
Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Bund, Länder und Gemeinden 

Den Ländern können durch die Erweiterung der Leistungsberechtigten nach § 56 
Absatz 1a IfSG Mehrausgaben in nicht quantifizierbarer Höhe entstehen. Gleich-
zeitig können sich durch die Einführung des Ausschlusstatbestandes in § 56 Ab-
satz 1 Satz 3 IfSG aufgrund der Vermeidung von Entschädigungszahlungen Ein-
sparungen in nicht quantifizierbarer Höhe ergeben. 

Durch die Übernahme der Sachkosten von DEMIS entstehen dem RKI jährliche 
Kosten von 0,5 Millionen Euro pro Jahr ab 2021. 

Gesetzliche Krankenversicherung  

Die im Gesetzentwurf enthaltene Ermächtigungsgrundlage hinsichtlich des An-
spruchs auf Testungen für den Nachweis des Vorliegens einer Infektion mit einem 
bestimmten Krankheitserreger oder auf das Vorhandensein von Antikörpern ge-
gen diesen Krankheitserreger, bestimmte Schutzimpfungen oder auf bestimmte 
andere Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe hat für sich betrachtet keine un-
mittelbaren Kostenfolgen. Macht das BMG von der Ermächtigung Gebrauch, 
folgt die Kostenbelastung der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) dem 
Umfang der angeordneten Kostenübernahmeverpflichtung. Gleichzeitig geht da-
mit eine Verbesserung der Verhütung in Bezug auf bestimmte Ansteckungen ein-
her. Dadurch werden Kosten für Krankenbehandlungen in nicht quantifizierbarer 
Höhe vermieden. 

Durch die Verknüpfung von DEMIS mit der Telematikinfrastruktur und der Un-
terstützung durch die Gesellschaft für Telematik entstehen einmalige Kosten von 
0,75 Millionen Euro im Jahr 2021 und 1 Million Euro in jedem Folgejahr. Durch 
die schnellere Übermittlung der Testergebnisse werden gleichzeitig Infektions-
ketten unterbrochen und damit Kosten für die Krankenbehandlung in nicht quan-
tifizierbarer Höhe vermieden. 

E. Erfüllungsaufwand 
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E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Die Maßnahmen, durch die im Gesetz nur Befugnisgrundlagen geschaffen wer-
den, haben keine unmittelbaren Kostenfolgen. Soweit Rechtsverordnungen durch 
das Bundesministerium für Gesundheit erlassen werden, könnten für Bürgerinnen 
und Bürger Kosten entstehen, die lagespezifisch und daher nicht allgemein bezif-
ferbar sind. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
1. Meldepflichten nach dem Infektionsschutzgesetz  

Durch den Wegfall von Meldepflichten werden nicht quantifizierbare Einsparun-
gen beim Erfüllungsaufwand bei meldepflichtigen medizinischen Einrichtungen 
ausgelöst. 

2. Weitere Änderungen des Infektionsschutzgesetzes 

Die Maßnahmen, durch die im Gesetz nur Befugnisgrundlagen geschaffen wer-
den, haben keine unmittelbaren Kostenfolgen. Soweit Rechtsverordnungen durch 
das BMG erlassen werden, könnten für die Wirtschaft Kosten entstehen, die lage-
spezifisch und daher nicht allgemein bezifferbar sind. 

Durch die vorgesehene datenschutzrechtliche Kontrolle nach § 14 Absatz 6 IfSG 
entsteht ein nicht quantifizierbarer Erfüllungsaufwand. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 
Durch den Wegfall von Meldepflichten werden nicht quantifizierbare Einsparun-
gen beim Erfüllungsaufwand bei meldepflichtigen medizinischen Einrichtungen 
ausgelöst. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
Die Maßnahmen, durch die im Gesetz nur Befugnisgrundlagen geschaffen wer-
den, haben keine unmittelbaren Kostenfolgen. Soweit Rechtsverordnungen durch 
das BMG erlassen werden, könnten für die Verwaltung Kosten entstehen, die la-
gespezifisch und daher nicht allgemein bezifferbar sind. Demgegenüber führt der 
Wegfall von Meldepflichten zu einer derzeit nicht quantifizierbaren Entlastung.  

F. Weitere Kosten 
Keine.  

  

 

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 5 – Drucksache 19/24232 
 
 
  BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND  Berlin, 11. November 2020 
 DIE BUNDESKANZLERIN 
 

 
 
 

 An den 
Präsidenten des  
Deutschen Bundestages  

 Herrn Dr. Wolfgang Schäuble 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen  
 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung  
bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite  

 
mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 
 
Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizufüh-
ren. 
 
Federführend ist das Bundesministerium für Gesundheit. 
 
Der Bundesrat hat in seiner 995. Sitzung am 6. November 2020 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzent-
wurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
 
Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundes-
rates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Dr. Angela Merkel 
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Anlage 1 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemi-
schen Lage von nationaler Tragweite 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

I n h a l t s ü b e r s i c h t  

Artikel 1 Änderung des Infektionsschutzgesetzes 

Artikel 2 Weitere Änderung des Infektionsschutzgesetzes 

Artikel 3 Änderung der Medizinprodukte-Abgabeverordnung 

Artikel 4 Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Artikel 5 Änderung des Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite 

Artikel 6 Änderung des Zweiten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite 

Artikel 7 Inkrafttreten 

Artikel 1 

Änderung des Infektionsschutzgesetzes 

Das Infektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 16 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) Folgende Nummer 17 wird angefügt: 

„17. Risikogebiet 

 ein Gebiet außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, für das vom Bundesministerium für Ge-
sundheit im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt und dem Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat ein erhöhtes Risiko für eine Infektion mit einer bestimmten bedrohlichen 
übertragbaren Krankheit festgestellt wurde; die Einstufung als Risikogebiet erfolgt erst mit Ab-
lauf des ersten Tages nach Veröffentlichung der Feststellung durch das Robert Koch-Institut im 
Internet unter der Adresse https://www.rki.de/risikogebiete.“ 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 7 werden die Wörter „§ 14 Absatz 1 Satz 3“ durch die Wörter „§ 14 Absatz 1 Satz 7“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 4 wird das Wort „schwerwiegenden“ durch das Wort „bedrohlichen“ ersetzt. 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
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aa) Die Nummern 1 bis 3 werden aufgehoben.  

bb) In Nummer 9 werden nach der Angabe „§ 14“ die Wörter „sowie zum Aufbau oder zur Aufrecht-
erhaltung von Kernkapazitäten im Sinne der Anlage 1 Teil B der Internationalen Gesundheitsvor-
schriften (2005) (BGBl. 2007 II S. 930, 932), auf Flughäfen, in Häfen und bei Landübergängen, 
soweit dies in die Zuständigkeit der Länder fällt," eingefügt. 

b) Folgender Absatz 8 wird angefügt: 

„(8) Aufgrund einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite kann das Bundesministerium für 
Gesundheit im Rahmen der Aufgaben des Bundes das Deutsche Rote Kreuz, die Johanniter-Unfall-
Hilfe, den Malteser Hilfsdienst, den Arbeiter-Samariter-Bund und die Deutsche Lebensrettungsgesell-
schaft gegen Auslagenerstattung beauftragen, bei der Bewältigung der epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite Hilfe zu leisten.“ 

4. § 7 Absatz 4 wird aufgehoben. 

5. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 werden vor dem Komma am Ende die Wörter „sowie Zahnärzte und Tierärzte, wenn 
sie aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 24 Satz 3 Nummer 2 befugt sind, im Rahmen einer 
Labordiagnostik den direkten oder indirekten Nachweis eines Krankheitserregers zu führen“ ein-
gefügt. 

bb) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. im Fall des § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 5 die Leiter von den in § 36 Absatz 1 
Nummer 1 bis 7 genannten Einrichtungen und Unternehmen,“. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird vor dem Punkt am Ende ein Komma und werden die Wörter „oder wenn der 
Nachweis eines Krankheitserregers durch die Anwendung von In-vitro-Diagnostika, die für patienten-
nahe Schnelltests oder zur Eigenanwendung bei Testung auf Severe-Acute-Respiratory-Syndrome-
Coronavirus-2 (SARS-CoV-2) genutzt werden, erfolgt ist“ eingefügt. 

6. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 Buchstabe r werden die Wörter „§ 54a Absatz 1 Nummer 1 und 2“ durch die Wörter 
„§ 54a Absatz 1 Nummer 1 bis 5“ ersetzt. 

bb) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Kontaktdaten“ die Wörter „sowie die lebenslange Arzt-
nummer (LANR) und die Betriebsstättennummer (BSNR)“ eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 werden nach dem Wort „Kontaktdaten“ die Wörter „sowie die lebens-
lange Arztnummer (LANR) und die Betriebsstättennummer (BSNR)“ eingefügt. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Absatz 1“ durch die Wörter „den Absätzen 1 und 2“ ersetzt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Abweichend von Satz 1 haben Meldungen nach Absatz 2 an das Gesundheitsamt zu erfolgen, in 
dessen Bezirk die Einsender ihren Sitz haben, wenn den Einsendern keine Angaben zum Aufent-
halt der betroffenen Person vorliegen.“ 

d) In Absatz 6 werden die Wörter „§ 54a Absatz 1 Nummer 1 und 2“ durch die Wörter „§ 54a Absatz 1 
Nummer 1 bis 5“ ersetzt. 

7. § 10 wird wie folgt geändert: 
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a) In Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 werden die Wörter „nach Absatz 4“ durch die Wörter „nach Absatz 3“ 
ersetzt. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

c) Absatz 4 wird Absatz 3. 

8. § 11 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert 

aa) In Buchstabe g werden die Wörter „Landkreis oder kreisfreie Stadt, in dem oder“ durch die Wörter 
„Gemeinde mit zugehörigem amtlichen achtstelligen Gemeindeschlüssel,“ ersetzt. 

bb) In Buchstabe l werden die Wörter „§ 54a Absatz 1 Nummer 1 und 2“ durch die Wörter „§ 54a 
Absatz 1 Nummer 1 bis 5“ ersetzt. 

cc) Folgender Buchstabe m wird angefügt: 

„m) Gemeinde mit zugehörigem amtlichen achtstelligen Gemeindeschlüssel der Hauptwohnung 
oder des gewöhnlichen Aufenthaltsortes und, falls abweichend, des derzeitigen Aufenthalt-
sortes,“. 

b) In Nummer 2 werden die Wörter „mit zugehörigem amtlichen achtstelligen Gemeindeschlüssel“ gestri-
chen. 

9. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 8 wird wie folgt gefasst: 

„Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates festzulegen, dass die Träger der in § 8 Absatz 1 Nummer 2 und 3 genannten 
Einrichtungen sowie Einrichtungen des öffentlichen Gesundheitsdienstes, in denen Untersu-
chungsmaterial und Isolate von Krankheitserregern untersucht werden, verpflichtet sind, Untersu-
chungsmaterial und Isolate von Krankheitserregern zum Zwecke weiterer Untersuchungen und der 
Verwahrung an bestimmte Einrichtungen der Spezialdiagnostik abzuliefern (molekulare und viro-
logische Surveillance).“ 

bb) In Satz 11 werden nach dem Wort „molekularen“ die Wörter „und virologischen“ eingefügt. 

b) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates festzulegen, dass bestimmte in Absatz 3 Satz 1 genannte Einrichtungen verpflichtet 
sind, dem Robert Koch-Institut in pseudonymisierter Form einzelfallbezogen folgende Angaben zu 
übermitteln: 

1. Angaben über von ihnen untersuchte Proben in Bezug auf bestimmte Krankheitserreger (Krank-
heitserregersurveillance), oder 

2. Angaben über das gemeinsame Vorliegen von verschiedenen Krankheitszeichen (syndromische 
Surveillance).“ 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Kassenärztlichen Vereinigungen und, soweit die Angaben bei ihnen vorliegen, die für die 
Durchführung von Impfleistungen eingerichteten Impfzentren haben für Zwecke der Feststellung 
der Inanspruchnahme von Schutzimpfungen und von Impfeffekten (Impfsurveillance) dem Robert 
Koch-Institut und für Zwecke der Überwachung der Sicherheit von Impfstoffen (Pharmakovi-
gilanz) dem Paul-Ehrlich-Institut, in von diesen festgelegten Zeitabständen folgende Angaben zu 
übermitteln: 
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1. Patienten-Pseudonym, 

2. Geburtsmonat und -jahr, 

3. Geschlecht, 

4. fünfstellige Postleitzahl und Landkreis des Patienten, 

5. Landkreis des behandelnden Arztes oder des Impfzentrums, 

6. Fachrichtung des behandelnden Arztes, 

7. Datum der Schutzimpfung, der Vorsorgeuntersuchung, des Arzt-Patienten-Kontaktes und 
Quartal der Diagnose, 

8. antigenspezifischer Abrechnungscode der Schutzimpfung und bei Schutzimpfungen gegen 
Severe-Acute-Respiratory-Syndrome-Coronavirus-2 (SARS-CoV-2) zusätzlich den impf-
stoffspezifischen Abrechnungscode sowie 

9. Diagnosecode nach der internationalen statistischen Klassifikation der Krankheiten und ver-
wandter Gesundheitsprobleme (ICD), Diagnosesicherheit und Diagnosetyp im Sinne einer 
Akut- oder Dauerdiagnose.“ 

bb) Im bisherigen Satz 2 werden nach dem Wort „Impfsurveillance“ die Wörter „und der Pharmako-
vigilanz“ eingefügt. 

cc) Im bisherigen Satz 3 werden nach den Wörtern „Robert Koch-Institut“ die Wörter „und das Paul-
Ehrlich-Institut“ eingefügt. 

10. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Das Robert Koch-Institut ist der Verantwortliche im Sinne des Datenschutzrechts.“ 

bb) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden wie folgt gefasst: 

„Die Gesellschaft für Telematik nach § 306 Absatz 1 Satz 3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
unterstützt das Robert Koch-Institut bei der Entwicklung und dem Betrieb des elektronischen 
Melde- und Informationssystems. Bei der Gesellschaft für Telematik unmittelbar für die Erfüllung 
der Aufgabe nach Satz 5 entstehende Fremdkosten aus der Beauftragung Dritter werden vom Ro-
bert Koch-Institut getragen.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „zu melde- und benachrichtigungspflichtigen Tatbeständen“ ge-
strichen. 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „von § 12“ durch die Wörter „der §§ 4 und 12“ ersetzt. 

c) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Kontrolle der Durchführung des Datenschutzes obliegt nach § 9 Absatz 1 des Bundesdatenschutz-
gesetzes ausschließlich der oder dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informations-
freiheit.“ 

d) Die Absätze 8 und 9 werden durch die folgenden Absätze 8 bis 10 ersetzt: 

„(8) Ab dem 1. Januar 2021 haben die zuständigen Behörden der Länder das elektronische Melde- 
und Informationssystem zu nutzen. Ab dem 1. Januar 2023 müssen Melde- und Benachrichtigungs-
pflichtige ihrer Verpflichtung zur Meldung und Benachrichtigung durch Nutzung des elektronischen 
Melde- und Informationssystems nachkommen. Meldepflichtige nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 müssen 
abweichend von Satz 2 ihrer Verpflichtung zur Meldung des direkten oder indirekten Nachweises einer 
Infektion mit dem in § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 44a genannten Krankheitserreger durch Nutzung des 
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elektronischen Melde- und Informationssystems ab dem 1. Januar 2021 nachkommen. Meldepflichtige 
nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 müssen abweichend von Satz 2 ihrer Verpflichtung zur Meldung des 
direkten oder indirekten Nachweises einer Infektion mit den sonstigen in § 7 Absatz 1 Satz 1 genannten 
Krankheitserregern durch Nutzung des elektronischen Melde- und Informationssystems ab dem 1. Ja-
nuar 2022 nachkommen. Meldepflichtige nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 müssen abweichend von Satz 2 
ihrer Verpflichtung zur Meldung des direkten oder indirekten Nachweises einer Infektion mit den in § 
7 Absatz 3 Satz 1 genannten Krankheitserregern durch Nutzung des elektronischen Melde- und Infor-
mationssystems ab dem 1. April 2022 nachkommen. Das Robert Koch-Institut bestimmt das technische 
Format der Daten und das technische Verfahren der Datenübermittlung. 

(9) Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zu-
stimmung des Bundesrates Folgendes festzulegen: 

1. in welchen Fällen Ausnahmen von der Verpflichtung zur Nutzung des elektronischen Melde- und 
Informationssystem nach Absatz 8 Satz 1 bis 5 bestehen, 

2. die im Hinblick auf die Zweckbindung angemessenen Fristen für die Löschung der im elektroni-
schen Melde- und Informationssystem gespeicherten Daten, 

3. welche funktionalen und technischen Vorgaben einschließlich eines Sicherheitskonzepts dem 
elektronischen Melde- und Informationssystem zugrunde liegen müssen, 

4. welche notwendigen Test-, Authentifizierungs- und Zertifizierungsmaßnahmen sicherzustellen 
sind und  

5. welches Verfahren bei der Bildung der fallbezogenen Pseudonymisierung nach Absatz 3 Nummer 
1 anzuwenden ist; hierzu kann festgelegt werden, dass bei nichtnamentlichen Meldungen andere 
als die in § 10 Absatz 1 und 2 genannten Angaben übermittelt werden, die sofort nach Herstellung 
der fallbezogenen Pseudonymisierung zu löschen sind. 

(10) Abweichungen von den in dieser Vorschrift getroffenen Regelungen des Verwaltungsverfah-
rens durch Landesrecht sind ausgeschlossen.“ 

11. Dem § 15 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Wird die Meldepflicht nach Satz 1 auf andere übertragbare Krankheiten oder Krankheitserreger ausgedehnt, 
gelten die für meldepflichtige Krankheiten nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und meldepflichtige Nach-
weise von Krankheitserregern nach § 7 Absatz 1 Satz 1 geltenden Vorschriften für diese entsprechend.“ 

12. § 16 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Im Rahmen dieser Maßnahmen können von der zuständigen Behörde personenbezogene Daten erhoben 
werden; diese dürfen nur von der zuständigen Behörde für Zwecke dieses Gesetzes verarbeitet werden.“ 

13. In § 20 Absatz 12 Satz 5 wird das Wort „gesetzlichen“ gestrichen. 

14. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird nach dem Wort „Hepatitis-C-Virus“ ein Komma und werden die Wörter „Severe-Acute-
Respiratory-Syndrome-Coronavirus-2 (SARS-CoV-2)“ eingefügt. 

b) Satz 3 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates festzulegen, dass  

1. Satz 1 auch nicht für die Anwendung von In-vitro-Diagnostika gilt, die für patientennahe Schnell-
tests bei Testung auf weitere Krankheiten oder Krankheitserreger verwendet werden, sowie 

2. abweichend von Satz 1 auch ein Zahnarzt oder ein Tierarzt im Rahmen einer Labordiagnostik den 
direkten oder indirekten Nachweis eines in § 7 genannten Krankheitserregers führen kann. 
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In der Rechtsverordnung nach Satz 3 kann auch geregelt werden, dass Veterinärmedizinisch-technische 
Assistentinnen und Veterinärmedizinisch-technische Assistenten bei der Durchführung laboranalyti-
scher Untersuchungen zum Nachweis eines in § 7 genannten Krankheitserregers die in § 9 Absatz 1 
Nummer 1 des MTA-Gesetzes genannten Tätigkeiten ausüben dürfen und dass in diesem Fall der Vor-
behalt der Ausübung dieser Tätigkeiten durch Medizinisch-technische Laboratoriumsassistentinnen 
und Medizinisch-technische Laboratoriumsassistenten nicht gilt. In dringenden Fällen kann zum Schutz 
der Bevölkerung die Rechtsverordnung nach Satz 3 ohne Zustimmung des Bundesrates erlassen wer-
den. Eine nach Satz 5 erlassene Verordnung tritt ein Jahr nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft; ihre 
Geltungsdauer kann mit Zustimmung des Bundesrates verlängert werden.“ 

15. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 2 werden vor dem Komma am Ende die Wörter „oder vergleichbare Einrichtun-
gen“ eingefügt. 

b) In Absatz 6 wird das Wort „schwerwiegende“ jeweils durch das Wort „bedrohliche“ und das Wort 
„schwerwiegender“ jeweils durch das Wort „bedrohlicher“ ersetzt. 

c) In Absatz 7 wird das Wort „schwerwiegende“ jeweils durch das Wort „bedrohliche“ und das Wort 
„schwerwiegenden“ jeweils durch das Wort „bedrohlichen“ ersetzt.  

d) Absatz 8 und 9 werden durch die folgenden Absätze 8 bis 13 ersetzt: 

„(8) Die Bundesregierung wird, sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 eine epi-
demische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat, ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zu-
stimmung des Bundesrates festzulegen, dass Personen, die in die Bundesrepublik Deutschland einreisen 
wollen oder eingereist sind und bei denen die Möglichkeit besteht, dass sie einem erhöhten Infektions-
risiko für die Krankheit ausgesetzt waren, die zur Feststellung der epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite geführt hat, insbesondere weil sie sich in einem entsprechenden Risikogebiet aufgehalten 
haben, ausschließlich zur Feststellung und Verhinderung der Verbreitung dieser Krankheit verpflichtet 
sind, der zuständigen Behörde ihre personenbezogenen Angaben, ihre Aufenthaltsorte bis zu zehn Tage 
vor und nach der Einreise und das für die Einreise genutzte Reisemittel durch Nutzung des vom Robert 
Koch-Institut nach Absatz 9 eingerichteten elektronischen Melde- und Informationssystems mitzutei-
len. In der Rechtsverordnung ist auch zu bestimmen, in welchen Fällen Ausnahmen von der Verpflich-
tung nach Satz 1 bestehen. Es kann festgelegt werden, dass, soweit eine Ausnahme vorliegt, anstelle 
der Nutzung des vom Robert Koch-Institut nach Absatz 9 eingerichteten elektronischen Melde- und 
Informationssystems eine schriftliche Ersatzmitteilung gegenüber der zuständigen Behörde vorzuneh-
men ist. § 34 Absatz 4 gilt für die durch die Rechtsverordnung nach den Sätzen 1 und 3 festgelegte 
Verpflichtung entsprechend. 

(9) Das Robert Koch-Institut richtet für die Zwecke des Absatzes 8 Satz 1 ein elektronisches Melde 
und- Informationssystem ein und ist verantwortlich für dessen technischen Betrieb. Das Robert Koch-
Institut kann einen IT-Dienstleister mit der technischen Umsetzung beauftragen. Die aufgrund einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 erhobenen Daten dürfen von der zuständigen Behörde nur für 
Zwecke der Überwachung der Absonderung und der Kontaktnachverfolgung verarbeitet werden. Sie 
sind spätestens 14 Tage nach der Einreise der jeweils betroffenen Person zu löschen. 

(10) Die Bunderegierung wird, sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 eine epi-
demische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat, ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zu-
stimmung des Bundesrates festzulegen, 

1. dass die in einer Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 genannten Personen verpflichtet sind, 
gegenüber den Beförderern, gegenüber der zuständigen Behörde oder gegenüber den diese Be-
hörde nach Maßgabe des Absatzes 11 Satz 1 unterstützenden, mit der polizeilichen Kontrolle des 
grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden 

a) einen Nachweis über die Erfüllung der in einer Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 fest-
gelegten Verpflichtung oder die Ersatzmitteilung nach Absatz 8 Satz 3 vorzulegen, 

b) eine Impfdokumentation hinsichtlich der in Absatz 8 Satz 1 genannten Krankheit vorzulegen, 
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c) ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis hinsichtlich des Nichtvorliegens der in Absatz 8 
Satz 1 genannten Krankheit vorzulegen, 

d) Auskunft darüber zu geben, ob bei ihnen Anhaltspunkte für die in Absatz 8 Satz 1 genannte 
Krankheit vorhanden sind; 

2. dass Unternehmen, die im Eisenbahn-, Bus-, Schiffs- oder Flugverkehr Reisende befördern, Be-
treiber von Flugplätzen, Häfen, Personenbahnhöfen und Omnibusbahnhöfen im Rahmen ihrer be-
trieblichen und technischen Möglichkeiten ausschließlich zur Feststellung und Verhinderung der 
Verbreitung der in Absatz 8 Satz 1 genannten Krankheit, bei der Durchführung der Rechtsverord-
nung nach Nummer 1 mitzuwirken haben, indem sie 

a) Beförderungen aus einem entsprechenden Risikogebiet in die Bundesrepublik Deutschland 
unterlassen, sofern eine Rückreise von Personen mit Wohnsitz in Deutschland weiterhin mög-
lich ist, deren Einreise nicht aus aufenthaltsrechtlichen Gründen zu untersagen ist, 

b) Beförderungen aus einem Risikogebiet in die Bundesrepublik Deutschland nur dann durch-
führen, wenn die zu befördernden Personen den nach Nummer 1 auferlegten Verpflichtungen 
vor der Beförderung nachgekommen sind, 

c) Reisende über die geltenden Einreise- und Infektionsschutzbestimmungen und -maßnahmen 
in der Bundesrepublik Deutschland und die Gefahren der in Absatz 8 Satz 1 genannten Krank-
heit sowie die Möglichkeiten zu deren Verhütung und Bekämpfung barrierefrei informieren 
und in diesem Rahmen auf die Reise- und Sicherheitshinweise des Auswärtigen Amtes hin-
weisen, 

d) die zur Identifizierung einer Person oder zur Früherkennung von Kranken, Krankheitsver-
dächtigen, Ansteckungsverdächtigen und Ausscheidern notwendigen personenbezogenen 
Angaben erheben und an die für den Aufenthaltsort der betreffenden Person nach diesem 
Gesetz zuständige Behörde übermitteln, 

e) bestimmte Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Übertragung der in Absatz 8 Satz 1 ge-
nannten Krankheit im Rahmen der Beförderung vornehmen, 

f) die Beförderung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen und Aus-
scheidern der zuständigen Behörde melden, 

g) Passagierlisten und Sitzpläne auf Nachfrage der zuständigen Behörde übermitteln, 

h) den Transport von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder Aus-
scheidern, in ein Krankenhaus oder in eine andere geeignete Einrichtung durch Dritte ermög-
lichen; 

3. dass Anbieter von Telekommunikationsdiensten und Betreiber öffentlicher Mobilfunknetze ver-
pflichtet sind, Einreisende barrierefrei über elektronische Nachrichten über die geltenden Einreise- 
und Infektionsschutzbestimmungen und -maßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland zu in-
formieren. 

Personen, die kein aufgrund der Rechtsverordnung nach Satz 1 Nummer 1 erforderliches ärztliches 
Zeugnis oder erforderliches Testergebnis vorlegen, sind verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf 
Ausschluss der in Absatz 8 Satz 1 genannten Krankheit zu dulden. § 34 Absatz 4 gilt für die durch die 
Rechtsverordnung nach Satz 1 Nummer 1 festgelegten Verpflichtungen entsprechend.  

(11) Die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behör-
den können anlässlich der grenzpolizeilichen Aufgabenwahrnehmung als unterstützende Behörde nach 
Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 stichprobenhaft von den in der Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 
genannten Personen Vorlage eines Nachweises nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 a) bis c) oder Auskunft 
nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 d) verlangen.Die nach § 71 Absatz 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes 
zuständigen Behörden und die unterstützenden Behörden nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 unterrichten 
bei Kenntnis unverzüglich die zuständigen Behörden über die Einreise der in der Rechtsverordnung 
nach Absatz 6 Satz 1, Absatz 7 Satz 1 oder Absatz 8 Satz 1 genannten Personen, soweit diese ihren 
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diesen Behörden gegenüber bestehenden in der Rechtsverordnung nach Absatz 6 Satz 1, Absatz 7 Satz 
1 oder Absatz 8 Satz 1 oder Satz 3 festgelegten Verpflichtungen bei der Einreise nicht nachkommen. 
Zu diesem Zweck dürfen bei den in der Rechtsverordnung nach Absatz 6 Satz 1, Absatz 7 Satz 1 oder 
Absatz 8 Satz 1 genannten Personen ihre personenbezogenen Angaben, Angaben zu ihren Aufenthalts-
orten bis zu zehn Tage vor und nach der Einreise und Angaben zu dem von ihnen genutzten Reisemittel 
erhoben und der zuständigen Behörde übermittelt werden. Die von den Behörden nach den Sätzen 1 
und 3 erhobenen Daten dürfen mit den Daten vorgelegter Reisedokumente abgeglichen werden. 

(12) Eine aufgrund des Absatz 8 Satz 1 oder Absatz 10 Satz 1 erlassene Rechtsverordnung tritt mit 
der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite durch den Deutschen 
Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 2 außer Kraft, ansonsten spätestens mit Ablauf des 31. März 2021.  

(13) Durch die Absätze 4 bis 7 und 10 wird das Grundrecht der körperlichen Unversehrtheit (Ar-
tikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt.“ 

16.  § 54a wird wie folgt gefasst:  

„§ 54a 

Vollzug durch die Bundeswehr 

(1) Den zuständigen Stellen der Bundeswehr obliegt der Vollzug dieses Gesetzes, soweit er betrifft 

1. Angehörige des Geschäftsbereiches des Bundesministeriums der Verteidigung während ihrer Dienst-
ausübung, 

2. Soldaten außerhalb ihrer Dienstausübung, 

3. Personen, während sie sich in Liegenschaften der Bundeswehr oder in ortsfesten oder mobilen Einrich-
tungen aufhalten, die von der Bundeswehr oder im Auftrag der Bundeswehr betrieben werden, 

4. Angehörige dauerhaft in der Bundesrepublik Deutschland stationierter ausländischer Streitkräfte im 
Rahmen von Übungen und Ausbildungen, sofern diese ganz oder teilweise außerhalb der von ihnen 
genutzten Liegenschaften durchgeführt werden, 

5. Angehörige ausländischer Streitkräfte auf der Durchreise sowie im Rahmen von gemeinsam mit der 
Bundeswehr stattfindenden Übungen und Ausbildungen, 

6. Grundstücke, Einrichtungen, Ausrüstungs- und Gebrauchsgegenstände der Bundeswehr und 

7. Tätigkeiten mit Krankheitserregern im Bereich der Bundeswehr. 

(2) Die Aufgaben der zivilen Stellen nach dem 3. Abschnitt bleiben unberührt. Die zivilen Stellen 
unterstützen die zuständigen Stellen der Bundeswehr. 

(3) Bei Personen nach Absatz 1 Nummer 1, die sich dauernd oder vorübergehend außerhalb der in 
Absatz 1 Nummer 3 genannten Einrichtungen aufhalten und bei Personen nach Absatz 1 Nummer 2, sind die 
Maßnahmen der zuständigen Stellen der Bundeswehr nach dem 5. Abschnitt im Benehmen mit den zivilen 
Stellen zu treffen. Bei Differenzen ist die Entscheidung der zuständigen Stellen der Bundeswehr maßgebend. 

(4) Bei zivilen Angehörigen des Geschäftsbereiches des Bundesministeriums der Verteidigung außer-
halb ihrer Dienstausübung sind die Maßnahmen der zivilen Stellen nach dem 5. Abschnitt im Benehmen mit 
den zuständigen Stellen der Bundeswehr zu treffen. 

(5) Absatz 1 Nummer 4 und 5 lässt völkerrechtliche Verträge über die Stationierung ausländischer 
Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland unberührt.“ 

17. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 werden nach dem Wort „wurde,“ die Wörter „oder durch Nichtantritt einer vermeidbaren 
Reise in ein bereits zum Zeitpunkt der Abreise eingestuftes Risikogebiet“ eingefügt. 
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bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Eine Reise ist im Sinne des Satzes 3 vermeidbar, wenn zum Zeitpunkt der Abreise keine zwin-
genden und unaufschiebbaren Gründe für die Reise vorlagen.“ 

b) In Absatz 1a Satz 1 Nummer 1 wird nach dem Wort „Betreten“ ein Komma und werden die Wörter 
„auch aufgrund einer Absonderung,“ eingefügt. 

18. § 57 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Für Personen, denen nach § 56 Absatz 1 Satz 2 eine Entschädigung zu gewähren ist, besteht eine Versiche-
rungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung, in der sozialen Pflegeversicherung und nach dem 
Dritten Buch Sozialgesetzbuch sowie eine Pflicht zur Leistung der aufgrund der Teilnahme an den Aus-
gleichsverfahren nach § 1 oder § 12 des Aufwendungsausgleichsgesetzes und nach § 358 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch zu entrichtenden Umlagen fort.“ 

19. In § 69 Absatz 1 Satz 1 Nummer 9 wird nach den Wörtern „Absatz 6 Satz 2“ ein Komma eingefügt und 
werden die Wörter „und Absatz 7 Satz 2“ durch die Wörter „Absatz 7 Satz 2 und Absatz 10 Satz 2“ ersetzt. 

20. § 73 Absatz 1a wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Wörter „§ 5 Absatz 2 Nummer 1, 2 oder 6“ durch die Wörter „§ 5 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 6“ ersetzt. 

b) In Nummer 2 werden nach den Wörtern „jeweils auch in Verbindung mit“ die Wörter „einer Rechts-
verordnung nach § 14 Absatz 8 Satz 1 Nummer 2, 4 bis 6 oder 7 oder“ durch die Wörter „§ 14 Absatz 
8 Satz 2, 3, 4 oder 5 oder einer Rechtsverordnung nach“ ersetzt. 

c) Nummer 8 wird aufgehoben. 

d) Nummer 19 wird wie folgt gefasst: 

„19. entgegen § 36 Absatz 5 Satz 1 oder Satz 3, Absatz 6 Satz 2 erster Halbsatz, Absatz 7 Satz 2 erster 
Halbsatz oder Absatz 10 Satz 2 eine ärztliche Untersuchung nicht duldet,“. 

e) In Nummer 24 wird nach der Angabe „§ 5 Absatz 2“ die Angabe „Satz 1“ eingefügt und werden nach 
der Angabe „32 Satz 1,“ die Wörter „§ 36 Absatz 8 Satz 1 oder Satz 3 oder Absatz 10 Satz 1,“ eingefügt. 

21. In § 74 werden die Wörter „einen in § 7 genannten Krankheitserreger“ durch ein Komma und die Wörter 
„einen in § 7 genannten Krankheitserreger oder eine in einer Rechtsverordnung nach § 15 Absatz 1 oder 
Absatz 3 genannte Krankheit oder einen dort genannten Krankheitserreger“ ersetzt.  

Artikel 2 

Weitere Änderung des Infektionsschutzgesetzes 

Das Infektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Absatz 8 wird Absatz 3.  

2. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1a wird aufgehoben. 

b) Absatz 2 Satz 4 wird aufgehoben. 

c) Absatz 11 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Anträge nach Absatz 5 sind innerhalb einer Frist von zwölf Monaten nach Einstellung der verbo-
tenen Tätigkeit oder dem Ende der Absonderung bei der zuständigen Behörde zu stellen.“ 

3. § 57 Absatz 6 wird aufgehoben. 
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4. In § 58 Satz 1 wird die Angabe „und 1a“ gestrichen. 

5. In § 66 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „oder die Schließung beziehungsweise das Betretungsverbot 
veranlasst“ gestrichen. 

6. § 73 Absatz 1a wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird aufgehoben. 

b) In Nummer 24 werden die Wörter „§ 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe c bis f oder g oder Num-
mer 8 Buchstabe c,“ gestrichen. 

Artikel 3 

Änderung der Medizinprodukte-Abgabeverordnung 

In § 3 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 der Medizinprodukte-Abgabeverordnung vom 25. Juli 2014 (BGBl. I S. 
1227), die zuletzt durch Artikel 3a des Gesetzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I S. 148) geändert worden ist, wird 
nach dem Wort „Gesundheitswesen“  ein Komma und wird das Wort „Pflegeeinrichtungen“ eingefügt. 

Artikel 4 

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. 
Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Oktober 2020 (BGBl. 
S. 2115) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 20i Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Das Bundesministerium für Gesundheit wird, sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 
1 des Infektionsschutzgesetzes eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat, ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen, dass 

1. Versicherte Anspruch auf  

a) bestimmte Schutzimpfungen oder auf bestimmte andere Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe 
haben, oder 

b) bestimmte Testungen für den Nachweis des Vorliegens einer Infektion mit einem bestimmten 
Krankheitserreger oder auf das Vorhandensein von Antikörpern gegen diesen Krankheitserreger 
haben,  

2. Personen, die nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, Anspruch auf Leistungen 
nach Nummer 1 haben. 

Der Anspruch nach Satz 1 kann auf bestimmte Teilleistungen beschränkt werden. Ein Anspruch nach Satz 1 
Nummer 1 Buchstabe b besteht nicht, wenn die betroffene Person bereits einen Anspruch auf die in Satz 1 
Nummer 1 Buchstabe b genannten Leistungen hat oder einen Anspruch auf Erstattung der Aufwendungen 
für diese Leistungen hätte. Soweit und solange ein Anspruch auf Leistungen nach Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe a besteht, bedarf es keiner Bestimmung der Einzelheiten zu Voraussetzungen, Art und Umfang dieser 
Leistungen durch den Gemeinsamen Bundesausschuss nach Absatz 1 Satz 3. Die Rechtsverordnung nach 
Satz 1 ist nach Anhörung des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen und der Kassenärztlichen Bundes-
vereinigung und, sofern sie einen Anspruch auf Schutzimpfungen oder anderen Maßnahmen der spezifischen 
Prophylaxe festlegt, auch der Ständigen Impfkommission beim Robert Koch-Institut zu erlassen. In der 
Rechtsverordnung nach Satz 1 kann auch das Nähere geregelt werden 
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1. zu den zur Erbringung der in Satz 1 genannten Leistungen berechtigten Leistungserbringern, einschließ-
lich der für die Leistungserbringung eingerichteten Testzentren und Impfzentren, zur Vergütung und 
Abrechnung der Leistungen und Kosten sowie zum Zahlungsverfahren, 

2. zur Organisation der Versorgung einschließlich der Mitwirkungspflichten der Kassenärztlichen Verei-
nigungen und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung, 

3. zur vollständigen oder anteiligen Finanzierung der Leistungen und Kosten aus der Liquiditätsreserve 
des Gesundheitsfonds, 

4. zur Erfassung und Übermittlung von anonymisierten Daten insbesondere an das Robert Koch-Institut 
über die aufgrund der Rechtsverordnung durchgeführten Maßnahmen. 

Eine aufgrund des Satzes 1 erlassene Rechtsverordnung tritt mit der Aufhebung der Feststellung der epide-
mischen Lage von nationaler Tragweite durch den Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 2 des Infek-
tionsschutzgesetzes außer Kraft, ansonsten spätestens mit Ablauf des 31. März 2021.“  

2. Nach § 275 Absatz 4a wird folgender Absatz 4b eingefügt: 

„(4b) Soweit die Erfüllung der dem Medizinischen Dienst gesetzlich obliegenden Aufgaben nicht beein-
trächtigt wird, kann der Medizinische Dienst, sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 des 
Infektionsschutzgesetzes eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt und die Feststellung 
nicht nach § 5 Absatz 1 Satz 2 aufgehoben hat, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auf Ersuchen insbesondere 
einer für die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten zuständigen Einrichtung des öffentlichen Gesundheits-
dienstes, eines zugelassenen Krankenhauses im Sinne des § 108, eines nach § 95 Absatz 1 Satz 1 an der 
vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Leistungserbringers sowie eines Trägers einer zugelassenen 
Pflegeeinrichtung im Sinne des § 72 des Elften Buches befristet, höchstens für die Zeit der Feststellung nach 
§ 5 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes, eine unterstützende Tätigkeit bei diesen Behörden, Einrichtungen 
oder Leistungserbringern zuweisen. Die hierdurch dem Medizinischen Dienst entstehenden Personal- und 
Sachkosten sind von der Behörde, der Einrichtung, dem Einrichtungsträger oder dem Leistungserbringer, die 
oder der die Unterstützung erbeten hat, zu erstatten. Das Nähere über den Umfang der Unterstützungsleistung 
sowie zu Verfahren und Höhe der Kostenerstattung vereinbaren der Medizinische Dienst und die um Unter-
stützung bittende Behörde oder Einrichtung oder der um Unterstützung bittende Einrichtungsträger oder 
Leistungserbringer. Eine Verwendung von Umlagemitteln nach § 280 Absatz 1 Satz 1 zur Finanzierung der 
Unterstützung nach Satz 1 ist auszuschließen. Der Medizinische Dienst legt die Zuweisungsverfügung seiner 
Aufsichtsbehörde vor, die dieser innerhalb einer Woche nach Vorlage widersprechen kann, wenn die Erfül-
lung der dem Medizinischen Dienst gesetzlich obliegenden Aufgaben beeinträchtigt wäre.“ 

3. § 311 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 9 wird das Wort „und“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) In Nummer 10 wird der Punkt am Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

c) Folgende Nummer 11 wird angefügt: 

„11. Unterstützung des Robert Koch-Instituts bei der Entwicklung und dem Betrieb des elektronischen 
Melde- und Informationssystems nach § 14 des Infektionsschutzgesetzes.“  

4. In § 352 Nummer 16 werden die Wörter „nach dem Infektionsschutzgesetz“ gestrichen. 

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite 

Artikel 2 des Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite 
vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 1018) wird aufgehoben.  
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Artikel 6 

Änderung des Zweiten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nati-
onaler Tragweite 

Artikel 2 des Zweiten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018) wird aufgehoben.  

Artikel 7 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb und Artikel 2 treten am 1. April 2021 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Mit dem Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 27. 
März 2020 (BGBl. I S. 587) hat der Gesetzgeber erste Maßnahmen getroffen, um zum einen das Funktionieren 
des Gesundheitswesens in einer die gesamte Bundesrepublik betreffenden epidemischen Lage sicherzustellen und 
zum anderen die mit dieser besonderen Situation verbundenen negativen finanziellen Folgewirkungen abzumil-
dern. Hierzu wurde insbesondere das Infektionsschutzgesetz erweitert und präzisiert.  

Der Deutsche Bundestag hat am 25. März 2020 die epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt (BT-
PlPr 19/154, S. 19169C), wodurch das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) ermächtigt wurde, durch An-
ordnung oder Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates verschiedene Maßnahmen zu treffen. Davon 
hat das BMG Gebrauch gemacht. Die Geltung dieser Maßnahmen ist im Wesentlichen bis zum 31. März 2021 
beschränkt.  

Die fortschreitende Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 und der hierdurch verursachten Krankheit CO-
VID-19 machten deutlich, dass weitere Regelungen und Maßnahmen zum Schutz der öffentlichen Gesundheit 
und zur Bewältigung der Auswirkungen auf das Gesundheitswesen notwendig sind. Mit dem Zweiten Gesetz zum 
Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 
1018) wurden die auf Grundlage des ersten Bevölkerungsschutzgesetzes getroffenen Regelungen und Maßnah-
men entsprechend weiterentwickelt und ergänzt. Unter anderem wurde vorgesehen, Testungen auf COVID-19 bei 
asymptomatischen Personen auf Basis einer Rechtsverordnung zum Bestandteil des Leistungskatalogs der Ge-
setzlichen Krankenversicherung (GKV) zu machen und eine laborbasierte Surveillance beim Robert Koch-Institut 
(RKI) zu ermöglichen. 

Der „Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst“, auf den sich die Gesundheitsminister von Bund und Länder 
geeinigt haben und der am 29. September 2020 von der Bundeskanzlerin und den Regierungschefinnen und –
chefs der Länder beschlossen wurde, sieht eine weitreichende Stärkung des öffentlichen Gesundheitsdienstes in 
Bund und Ländern vor. 

Vor diesem Hintergrund und aufgrund neuerer Erkenntnisse über COVID-19 und in Kürze möglich erscheinender 
Impfprogramme ist eine weitere Fortentwicklung der gesetzlichen Grundlagen angezeigt.  

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Mit dem Gesetzesentwurf werden unter anderem nachfolgende Regelungen zur Stärkung des Schutzes der öffent-
lichen Gesundheit vorgesehen: 

- Die bislang in § 5 Absatz 2 IfSG vorgesehenen Regelungen zum Reiseverkehr werden für den Fall einer 
epidemischen Lage von nationaler Tragweite in § 36 IfSG zusammengeführt und u. a. dahingehend an-
gepasst, dass insbesondere auch eine digitale Einreiseanmeldung nach Aufenthalt in Risikogebieten ver-
ordnet werden kann, um eine bessere Überwachung durch die zuständigen Behörden zu ermöglichen. 
Der Begriff des Risikogebiets wird legaldefiniert. 

- Beim RKI werden neuartige Surveillance-Instrumente wie eine virologische und syndromische Sur-
veillance vorgesehen. Dagegen wird von der bislang nicht umgesetzten nichtnamentlichen Meldepflicht 
in Bezug auf eine SARS-CoV-2-Infektion zu Gunsten der Konzentration auf die namentliche Positivmel-
dung Abstand genommen.  
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- Die im „Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst“ angestrebte Stärkung der Digitalisierung des 
ÖGD soll durch ein Förderprogramm des Bundes und eine Unterstützung im Bereich zentraler Dienste 
umgesetzt werden. Das elektronische Melde- und Informationssystem (DEMIS) nach § 14 IfSG setzt eine 
nach bundesweit einheitlichen Maßstäben strukturierte, aufbereitete und vorgehaltene Datenverarbeitung 
sowie die für die übergreifende Nutzung dieser Datenbasis erforderliche Bund-Länder-übergreifende Be-
triebsinfrastruktur voraus. Die meldepflichtigen Labore werden verpflichtet, künftig eine SARS-CoV-2-
Meldung über dieses System vorzunehmen. Auch in Bezug auf weitere Meldepflichten und Meldepflich-
tige wird eine solche Pflicht schrittweise bis Ende 2022 eingeführt. 

- Auch Flughäfen und Häfen mit Kapazitäten nach Anlage 1 Teil B der Internationalen Gesundheitsvor-
schriften (IGV) sollen durch ein Förderprogramm des Bundes unterstützt werden, um die ihnen nach den 
IGV obliegenden Verpflichtungen umsetzen zu können.  

- Um vorhandene Testkapazitäten umfassend nutzen zu können, wird der Arztvorbehalt nach § 24 IfSG in 
Bezug auf patientennahe Schnelltests auf das Coronavirus SARS-CoV-2 und auf die Nutzbarkeit veteri-
närmedizinischer Laborkapazitäten entsprechend angepasst. 

- Bisherige Erfahrungen während der Pandemielage machen des Weiteren Anpassungen der Vorschriften 
zum Vollzug des IfSG durch die Bundeswehr notwendig. 

- Eine Entschädigung wegen Verdienstausfalls nach § 56 Absatz 1 Satz 2 IfSG soll auch dann ausgeschlos-
sen sein, wenn der Absonderung eine vermeidbare Reise in Risikogebiet zugrunde liegt. Die Entschädi-
gungsregelung des § 56 Absatz 1a IfSG wird bis zum 31. März 2021 verlängert. Gleichzeitig soll eine 
entsprechende Entschädigung ermöglicht werden, wenn Personen eine abgesonderte Person betreuen 
müssen. 

- Mit einer Neufassung von § 57 Absatz 2 Satz 1 IfSG wird klargestellt, dass im Rahmen dieses Gesetzes 
auch eine Pflicht zur Leistung der für die Teilnahme an den Umlageverfahren U1, U2 und U3 zu entrich-
tenden Umlagen fortbesteht. 

- Im SGB V wird darüber hinaus geregelt, dass, soweit dies im Rahmen einer epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite erforderlich ist, sowohl in Bezug auf Schutzimpfungen als auch in Bezug auf Tes-
tungen nicht nur Versicherte, sondern auch Nichtversicherte einen entsprechenden Anspruch haben kön-
nen, wenn eine entsprechende Rechtsverordnung des BMG dies vorsieht. Die Rechtsverordnung kann für 
die entsprechenden Leistungen auch Regelungen u. a. zur Vergütung und Abrechnung vorsehen.  

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für Änderungen des Infektionsschutzgesetzes und der Medizinpro-
dukte-Abgabenverordnung ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19 GG (Maß-nahmen gegen übertragbare 
Krankheiten bei Menschen, Recht der Arzneien). 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die arbeits- und sozialversicherungsrechtlichen Regelungen folgt 
aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 GG (Arbeitsrecht, Sozialversicherung einschließlich der Arbeitslosenversi-
cherung). 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 

Der Gesetzesentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union vereinbar. 
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VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Der Gesetzentwurf trägt zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung bei, indem auf die nichtnamentliche Melde-
pflicht in Bezug auf eine SARS-CoV-2-Infektion verzichtet wird.  

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit dem Leitprinzip der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung 
hinsichtlich Gesundheit, Lebensqualität, sozialem Zusammenhalt und sozialer Verantwortung, gerade in Zeiten 
einer Pandemie. 

Der Gesetzesentwurf folgt den Leitgedanken der Bundesregierung zur Berücksichtigung der Nachhaltigkeit, in-
dem zur Stärkung von Lebensqualität und Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger sowie von sozialem Zusam-
menhalt und gleichberechtigter Teilhabe an der wirtschaftlichen Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhal-
tigkeitsstrategie beigetragen wird. Der Gesetzentwurf wurde unter Berücksichtigung der Prinzipien der nachhal-
tigen Entwicklung im Hinblick auf die Nachhaltigkeit geprüft. Hinsichtlich seiner Wirkungen entspricht er insbe-
sondere den Indikatoren 3 und 9 der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, indem ein gesundes Leben für alle Men-
schen jeden Alters gewährleistet und ihr Wohlergehen befördert werden. 

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit den Prinzipien 3 b und 6 der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. Er 
berücksichtigt, dass Gefahren und unvertretbare Risiken für die menschliche Gesundheit zu vermeiden sind 
(Schutz der Patientinnen und Patienten). Darüber hinaus nutzt er Bildung, Wissenschaft und Innovation als Trei-
ber einer nachhaltigen Entwicklung. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Bund, Länder und Gemeinden 

Den Ländern können durch die Erweiterung der Leistungsberechtigten nach § 56 Absatz 1a IfSG Mehrausgaben 
in nicht quantifizierbarer Höhe entstehen. Gleichzeitig können sich durch die Einführung des Ausschlusstatbe-
standes in § 56 Absatz 1 Satz 3 IfSG aufgrund der Vermeidung von Entschädigungszahlungen Einsparungen in 
nicht quantifizierbarer Höhe ergeben.. 

Durch die Übernahme der Sachkosten von DEMIS entstehen dem RKI jährliche Kosten von 0,5 Millionen Euro 
pro Jahr ab 2021. 

Gesetzliche Krankenversicherung  

Die im Gesetzentwurf enthaltene Ermächtigungsgrundlage hinsichtlich des Anspruchs auf Testungen für den 
Nachweis des Vorliegens einer Infektion mit einem bestimmten Krankheitserreger oder auf das Vorhandensein 
von Antikörpern gegen diesen Krankheitserreger , bestimmte Schutzimpfungen oder auf bestimmte andere Maß-
nahmen der spezifischen Prophylaxe hat für sich betrachtet keine unmittelbaren Kostenfolgen. Macht das Bun-
desministerium für Gesundheit von der Ermächtigung Gebrauch, folgt die Kostenbelastung der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) dem Umfang der angeordneten Kostenübernahmeverpflichtung. Gleichzeitig geht 
damit eine Verbesserung der Verhütung in Bezug auf bestimmte Ansteckungen einher. Dadurch werden Kosten 
für Krankenbehandlungen in nicht quantifizierbarer Höhe vermieden. 

Durch die Verknüpfung von DEMIS mit der Telematikinfrastruktur und der Unterstützung durch die Gesellschaft 
für Telematik entstehen einmalige Kosten von 0,75 Millionen Euro im Jahr 2021 und 1 Million Euro in jedem 
Folgejahr. Durch die schnellere Übermittlung der Testergebnisse werden gleichzeitig Infektionsketten unterbro-
chen und damit Kosten für die Krankenbehandlung in nicht quantifizierbarer Höhe vermieden. 

4. Erfüllungsaufwand 

1. Meldepflichten nach dem Infektionsschutzgesetz  
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Durch den Wegfall von Meldepflichten werden nicht quantifizierbare Einsparungen beim Erfüllungsaufwand bei 
meldepflichtigen medizinischen Einrichtungen ausgelöst. 

2. Weitere Änderungen des Infektionsschutzgesetzes 

Die Maßnahmen, durch die im Gesetz selbst nur Befugnisgrundlagen geschaffen werden, haben keine unmittel-
baren Kostenfolgen. Soweit Rechtsverordnungen durch das BMG erlassen werden, könnten für die Wirtschaft 
Kosten entstehen, die lagespezifisch und daher nicht allgemein bezifferbar sind. 

Durch die vorgesehene datenschutzrechtliche Kontrolle nach § 14 Absatz 6 IfSG entsteht ein nicht quantifizier-
barer Erfüllungsaufwand. 

5. Weitere Kosten 

Keine. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Keine. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Keine. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Infektionsschutzgesetzes) 
Zu Nummer 1 
Ein Risikogebiet ist ein vom Bundesministerium für Gesundheit im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt 
und dem Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat festgestelltes Gebiet außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, in dem ein erhöhtes Risiko für eine Infektion mit einer bestimmten bedrohlichen übertragbaren 
Krankheit (vgl. § 2 Nummer 3 Buchstabe a) besteht. Die Einstufung als Risikogebiet erfolgt erst mit Ablauf des 
ersten Tages nach Veröffentlichung der Feststellung durch das RKI im Internet unter der Adresse 
https://www.rki.de/risikogebiete.  

Die Feststellung erfolgt nach epidemiologischen Kriterien, wie insbesondere anhand der Inzidenzzahlen, der Aus-
bruchsgeschwindigkeit, der Pathogenität und Letalität der bedrohlichen übertragbaren Krankheit, kann aber man-
gels vorliegender Erkenntnisse in dieser Hinsicht auch dann erfolgen, wenn aufgrund der Einschätzung insbeson-
dere der deutschen Auslandsvertretungen trotzdem von einem erhöhten Risiko auszugehen ist.  

Zu Nummer 2 
Zu Buchstabe a 
Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur des Verweises. 

Zu Buchstabe b 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung zur Vereinheitlichung der im Gesetz verwendeten Terminologie. 
Im Gegensatz zur schwerwiegenden übertragbaren Krankheit, ist der Begriff der bedrohlichen übertragbaren 
Krankheit bereits in § 2 Nummer 3 Buchstabe a legaldefiniert. 
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Zu Nummer 3 
Zu Buchstabe a 
Zu Doppelbuchstabe aa 
Es handelt sich um eine Folgeänderung, da die bisher im § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 geregelten Inhalte 
in § 36 übertragen werden. Die im rechtswissenschaftlichen Schrifttum umstrittene Ermächtigung nach § 5 Absatz 
2 Satz 1 Nummer 3 kann entfallen, weil von ihr vom BMG auch kein Gebrauch gemacht wurde.  

Zu Doppelbuchstabe bb 
Die Internationalen Gesundheitsvorschriften 2005 (IGV) bilden das völkerrechtliche Fundament für die interna-
tionale Bekämpfung von Infektionskrankheiten. Flughäfen und Häfen sind sogenannte „points of entry“ – Grenz-
übergangsstellen, an denen sowohl routinemäßig als auch anlassbezogen gemäß den IGV Infektionsschutzmaß-
nahmen durchgeführt werden können. Zu diesen Zwecken müssen nach Anlage 1 Teil B der IGV an bestimmte 
Flughäfen und Häfen zur Erfüllung ihrer sich aus den IGV ergebenden Aufgaben bestimmte Kernkapazitäten 
vorgehalten werden. Dazu können etwa Vorkehrungen für Desinfektion, und Entseuchung von Gepäckstücken, 
Frachtstücken oder Containern oder Räumlichkeiten für die Befragung, Untersuchung und Versorgung von kran-
ken oder krankheitsverdächtigen Reisenden bzw. für die Lagerung der hierzu erforderlichen Materialien des öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes gehören (vgl. § 8 IGV-Durchführungsgesetz).  

Die Flughäfen, Häfen und Landübergänge mit Kapazitäten nach Anlage 1 Teil B der IGV spielen eine wichtige 
Rolle bei der Vorbeugung einer grenzüberschreitenden Ausbreitung von Krankheitserregern. Daher sollen die 
Länder im Rahmen ihrer Zuständigkeit durch ein Förderprogramm des Bundes unterstützt werden, damit die be-
nannten Flughäfen, Häfen und Landübergänge die Kernkapazitäten im Sinne der Anlage 1 Teil B der Internatio-
nalen Gesundheitsvorschriften 2005 aufbauen und aufrechterhalten können. 

Zu Buchstabe b 
Im Falle einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite kann es zu Situationen kommen, in welchen es not-
wendig werden kann, im Rahmen der Aufgaben des Bundes, zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung auf die 
Kapazitäten der anerkannten Hilfsorganisationen (vgl. auch § 26 ZSKG) zurückzugreifen. Die Vorschrift verleiht 
dem Bundesministerium für Gesundheit im Rahmen der Aufgaben des Bundes die Möglichkeit, insbesondere das 
Deutsche Rote Kreuz, die Johanniter-Unfall-Hilfe, den Malteser Hilfsdienst, den Arbeiter-Samariter-Bund und 
die Deutsche Lebensrettungsgesellschaft gegen Auslagenerstattung zu beauftragen, bei der Bewältigung der epi-
demischen Lage von nationaler Tragweite Hilfe zu leisten. Eine Beauftragung dieser Organisationen im Rahmen 
einer Amtshilfe bleibt unberührt. 

Zu Nummer 4 
§ 7 Absatz 4 sah bislang vor, dass das Untersuchungsergebnis zum direkten oder indirekten Nachweis von SARS-
CoV und SARS-CoV-2 nichtnamentlich zu melden ist. Dies umfasst auch negative Testergebnisse. Mit der vor-
liegenden Änderung wird die Meldepflicht zur Entlastung der Meldepflichtigen wieder auf die namentliche Mel-
depflicht des direkten und indirekten Nachweises einer Infektion mit SARS-CoV und SARS-CoV-2 nach § 7 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 44a IfSG beschränkt.  

Zu Nummer 5 
Zu Buchstabe a 
Zu Doppelbuchstabe aa 
Mit der Änderung in § 8 Absatz 1 Nummer 2 wird im Hinblick auf die Meldepflicht klargestellt, dass auch die 
von der Rechtsverordnung nach § 24 Satz 3 Nummer 2 erfassten Zahnärztinnen oder Zahnärzte sowie Tierärztin-
nen oder Tierärzte zu den Meldepflichtigen nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 gehören.  

Zu Doppelbuchstabe bb 
In § 8 Absatz 1 Nummer 7 werden nicht unter § 23 Absatz 5 Satz 1 fallende ambulante Pflegedienste und Unter-
nehmen, die den Einrichtungen nach Nummer 2 vergleichbare Dienstleistungen anbieten (§ 36 Absatz 1 Nummer 
7) ebenfalls der Meldepflicht unterworfen. 
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Zu Buchstabe b 
In Absatz 3 wird eine Ausnahme von der Meldepflicht bei Nutzung von patientennahen Schnelltests normiert. 
Diese Ausnahme bezieht sich ausschließlich auf Tests zur Feststellung einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2. Eine Ausnahme für diese Arten von Tests ist deshalb möglich, weil grundsätzlich ein positiver 
Antigentest einer Bestätigung durch eine molekularbiologische Testung (PCR) im Labor bedarf und insoweit 
bereits eine Meldepflicht besteht. Im Labor durchgeführte Antigen-Tests bleiben meldepflichtig. 

Der Entfall der Meldepflicht bezieht sich nur auf Erkenntnisse, die ausschließlich auf einen Nachweis des Krank-
heitserregers durch die Anwendung der entsprechenden In-vitro-Diagnostik zurückzuführen sind. Soweit weitere 
Erkenntnisse vorliegen, die den Verdacht oder die Feststellung einer Erkrankung rechtfertigen, besteht weiterhin 
eine Meldepflicht.  

Zu Nummer 6 
Zu Buchstabe a 
Zu Doppelbuchstabe aa 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der Neufassung von § 54a (Artikel 1 Nummer 16). 

Zu Doppelbuchstabe bb 
Die Aufnahme der lebenslangen Arztnummer (LANR) sowie der Betriebsstättennummer (BSNR) ist notwendig, 
damit die Meldungen soweit wie möglich automatisiert im Gesundheitsamt verarbeitet werden können und es 
nicht aufgrund von Abweichungen in der Schreibweise zu Doppelerfassungen, Fehlzuordnungen und Inkonsis-
tenzen in der Datenerfassung kommt. 

Zu Buchstabe b 
Auch in diesem Fall ist die Aufnahme der lebenslangen Arztnummer (LANR) sowie der Betriebsstättennummer 
(BSNR) notwendig, damit die Meldungen soweit wie möglich automatisiert im Gesundheitsamt verarbeitet wer-
den können, und es nicht aufgrund von Abweichungen in der Schreibweise zu Doppelerfassungen, Fehlzuordnun-
gen und Inkonsistenzen in der Datenerfassung kommt. 

Zu Buchstabe c 
Zu Doppelbuchstabe aa 
Bislang regelt Satz 1 (nur) den Fall der Meldung nach Absatz 1, und Satz 3 den Fall der Meldung Abs. 2. Der 
neugefasste Satz 3 soll nun (in bestimmten Fällen) eine von Satz 1 abweichende Regelung für Meldungen nach 
Abs. 2 treffen. Daher ist es unabdingbar, dass (für alle übrigen Fälle) der Anwendungsbereich von Satz 1 auch 
auf die Meldungen nach Absatz 2 erstreckt wird.  

Zu Doppelbuchstabe bb 
Die derzeitigen Meldungen der Labore an das Gesundheitsamt des Einsenders führen dazu, dass ein großer Teil 
der Meldungen an das Gesundheitsamt des Hauptwohnsitzes weitergeleitet werden muss, wodurch zusätzlicher 
Verwaltungsaufwand in den Gesundheitsämtern entsteht. Die Meldung sollte daher primär an das Gesundheitsamt 
erfolgen, in dessen Bezirk sich die betroffene Person derzeit aufhält oder zuletzt aufhielt, und nur falls diese 
Angaben nicht vorliegen, auch weiterhin an das Gesundheitsamt am Sitz des Einsenders.  

Zu Buchstabe d 
Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der Neufassung von § 54a (Artikel 1 Nummer 
16). 

Zu Nummer 7 
Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der Aufhebung von § 7 Absatz 4 (Artikel 1 Num-
mer 4). Durch die Aufhebung der Meldepflicht des Untersuchungsergebnisses im Hinblick auf einen negativen 
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Nachweis ist auch § 10 Absatz 3 nicht mehr erforderlich, der die meldepflichtigen Angaben beinhaltet. Der bis-
herige Absatz 4 wird in der Folge zu Absatz 3, dies erfordert eine weitere redaktionelle Folgeänderung in § 10 
Absatz 2 Satz 3 Nummer 1. 

Zu Nummer 8 
Es werden Ergänzungen im § 11 Absatz 1 vorgenommen. 

Zu Buchstabe a 
Zu Doppelbuchstabe aa 
Statt Landkreis oder kreisfreie Stadt soll nun genauer die Gemeinde als wahrscheinlicher Infektionsort erhoben 
werden.  

Zu Doppelbuchstabe bb 
Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der Neufassung von § 54a (Artikel 1 Nummer 
16). 

Zu Doppelbuchstabe cc 
Es wird ein neuer Buchstabe m eingefügt. Damit wird die Liste der an das RKI zu übermittelnden Daten zur 
betroffenen Person um die Gemeinde der Hauptwohnung oder des gewöhnlichen Aufenthaltsortes und, falls ab-
weichend, des derzeitigen Aufenthaltsortes, mit dem dazu zugehörigen amtlichen achtstelligen Gemeindeschlüs-
sel erweitert. 

Zu Buchstabe b 
Das bisher vorhandene Erfordernis, das zu dem zu übermittelnden Gesundheitsamt zugehörige amtliche Gemein-
deschlüssel zu übermitteln, wird gestrichen. Es handelt sich um die Korrektur eines Redaktionsversehens. 

Zu Nummer 9 
Zu Buchstabe a 
Mit den Anpassungen in § 13 Absatz 3 Satz 8 und 11 zur virologischen Surveillance wird der bisherige Anwen-
dungsbereich, der sich auf Untersuchungsmaterial, aus dem meldepflichtige Nachweise von bestimmten Krank-
heitserregern gewonnen wurden, sowie Isolate der entsprechenden Erreger beschränkte, durch eine Angleichung 
der Formulierung an § 13 Absatz 3 Satz 1 dahingehend erweitert, dass generell Untersuchungsmaterial und Isolate 
von Krankheitserregern abzuliefern sind. 

Zu Buchstabe b 
Eine Verordnungsermächtigung für eine gesetzliche Verankerung einer syndromischen Surveillance wird aufge-
nommen. Bei der syndromischen Surveillance handelt es sich um die systematische Ermittlung bestimmter Krank-
heitsfälle über das Erfassen definierter charakteristischer klinischer Krankheitszeichen bzw. ihrer Kombination, 
d. h. das Auftreten eines oder mehrerer Symptome, die relativ spezifisch auf bestimmte Infektionskrankheiten 
hinweisen. Dies ist nicht auf Diagnosecodes nach der internationalen statistischen Klassifikation der Krankheiten 
und verwandter Gesundheitsprobleme (ICD) beschränkt, sondern kann sich auch auf das gemeinsame, nicht zwin-
gend gleichzeitige Auftreten von Symptomen beziehen, beispielsweise Husten oder Schnupfen, wenn in den Ta-
gen zuvor Abgeschlagenheit vorlag. Zur Einschätzung des Verlaufs der COVID-19-Pandemie hat sich gezeigt, 
dass neben den im Rahmen des Meldewesens erfassten Angaben, weiterführende Informationen aus der syndro-
mischen Surveillance akuter respiratorischer Erkrankungen von zentraler Bedeutung sind. Vor diesem Hinter-
grund wird eine Verordnungsermächtigung für eine gesetzliche Verankerung einer syndromischen Surveillance 
eingeführt. Bestimmte Einrichtungen (die in § 23 Absatz 3 Satz 1 genannten Einrichtungen sowie Laboratorien) 
können verpflichtet werden, Daten über von ihnen untersuchte Patienten in Bezug auf die Diagnose akuter respi-
ratorischer Erkrankungen pseudonymisiert zu übermitteln. Eine Wiederherstellung des Personenbezugs der über-
mittelten pseudonymisierten Daten ist auch in diesem Rahmen auszuschließen. 
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Zu Buchstabe c 
Zu Doppelbuchstabe aa 
Die bevorstehenden Zulassungen neuartiger Impfstoffe zum Schutz vor COVID-19 machen eine Ergänzung von 
§ 13 Absatz 5 IfSG erforderlich. Die von den Kassenärztlichen Vereinigungen nach § 13 Absatz 5 Satz 1 IfSG 
an das RKI im Rahmen der Impfsurveillance zu meldenden Versorgungsdaten von gesetzlich krankenversicher-
ten Personen sind auch für die Zwecke der im Zuständigkeitsbereich des Paul-Ehrlich-Instituts liegenden Phar-
makovigilanz von Impfstoffen von großer Bedeutung. Mithilfe der zusätzlichen pseudonymisierten Gesund-
heitsinformationen können die Häufigkeit, Schwere und der Langzeitverlauf von Impfkomplikationen besser 
beurteilt werden. Darüber hinaus kann mit den Daten untersucht werden, ob gesundheitliche Schädigungen bzw. 
Erkrankungen bei geimpften Personen in einem zeitlichen Zusammenhang mit Impfungen häufiger vorkommen 
als bei ungeimpften Personen.  
§ 6 Absatz 1 Nummer 3 IfSG regelt bereits die Meldeverpflichtung eines Verdachts einer Impfkomplikation. 
Allerdings zeigen die seit Inkrafttreten des IfSG vom Paul-Ehrlich-Institut erhobenen Daten, dass nicht alle 
Impfkomplikationen erkannt bzw. gemeldet werden und von einer Untererhebung auszugehen ist. Das Paul-Ehr-
lich-Institut war bislang darauf angewiesen, für langfristige, vergleichende Pharmakovigilanz-Untersuchungen 
im Einzelfall Gesundheitsdaten auf der Grundlage von § 75 SGB X von den Krankenkassen oder von der Euro-
päischen Arzneimittel-Agentur zu erwerben. Eine regelhafte aktive Pharmakovigilanz wie dies in den USA oder 
in anderen Staaten der EU seit langem Standard ist, war nur eingeschränkt möglich. Die Begrenzung der auf 
Einzelfallmeldungen basierenden Überwachung der Arzneimittelsicherheit (passiven Surveillance) soll deshalb 
mithilfe der pseudonymisierten Daten der Kassenärztlichen Vereinigungen ausgeglichen werden. Diese zusätzli-
che Datenbasis ist besonders wichtig bei der Einführung neuartiger Impfstoffe in den deutschen Markt sowie bei 
Veröffentlichung neuer Impfempfehlungen, da es bei diesen noch an breiten Erfahrungswerten fehlt.  
Das Verfahren der Pseudonymisierung muss so ausgestaltet sein, dass es für alle Kassenärztlichen Vereinigun-
gen und Krankenkassen kompatibel ist.  
Hinsichtlich der einzelnen, durch die Kassenärztlichen Vereinigungen und ggf. die Impfzentren zu übermitteln-
den Angaben gilt Folgendes: 
Abrechnungsdaten der Ärzte sind ein wesentlicher Bestandteil der Daten, die bislang dem RKI von den Kassen-
ärztlichen Vereinigungen für die Bewertung von Impfquoten und Effekten von Schutzimpfungen zur Verfügung 
gestellt werden. Sie werden nach einem in der Schutzimpfungsrichtlinie festgelegten Dokumentationsschlüssel 
mit einer Abrechnungsziffer dokumentiert, der nach Impfantigenen und ihren möglichen Kombinationen unter-
scheidet, sowie den Status in der Impfserie (Impfserie begonnen bzw. unvollständig, Impfserie abgeschlossen, 
Wiederholungsimpfung) wiedergibt.  
Für die SARS-CoV-2 Impfung wird aber eine solche Unterscheidung kaum möglich sein. Darum reicht eine 
Differenzierung nur nach dem Impfantigen für eine zuverlässige Bewertung der Wirksamkeit und Sicherheit der 
Impfungen gegen SARS-CoV-2 nicht aus, sondern es müssen Informationen zum spezifisch verwendeten Impf-
stoff vorliegen. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der Änderung von § 13 Absatz 5 Satz 1 IfSG.  

Zu Doppelbuchstabe cc 
Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der Änderung von § 13 Absatz 5 Satz 1 IfSG.  

Zu Nummer 10 
Zu Buchstabe a 
Zu Doppelbuchstabe aa 
Die Vorschrift stellt klar, dass das RKI im Hinblick auf das elektronische Melde- und Informationssystem nach 
Satz 1 Verantwortlicher im Sinne des Datenschutzrechts ist.  
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Zu Doppelbuchstabe bb 
Der neue Satz 5 wird neu gefasst. Demnach unterstützt die Gesellschaft für Telematik nach § 306 Absatz 1 Satz 
3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) das RKI bei der Entwicklung und dem Betrieb des elektroni-
schen Melde- und Informationssystems. Die bei der Gesellschaft für Telematik unmittelbar für die Erfüllung der 
Aufgabe nach Satz 4 entstehenden Fremdkosten aus der Beauftragung Dritter werden vom RKI getragen. 

Die gesetzliche Regelung, die der Gesellschaft für Telematik die Aufgabe zur Unterstützung des RKI bei der 
Einrichtung des elektronischen Melde- und Informationssystems gegeben hatte, wird ersetzt. Zur Fortführung der 
Entwicklung des Systems über den 1. Juni 2021 hinaus und aufgrund der engen Verzahnung mit der Telematikinf-
rastruktur und der strategischen Bedeutung für das gesamte Gesundheitswesen im Rahmen einer Pandemie soll 
das elektronische Melde- und Informationssystem DEMIS nunmehr dauerhaft von der Gesellschaft für Telematik 
unterstützt werden. 

Zu Buchstabe b 
Es werden im Absatz 2 mehrere Klarstellungen und Präzisierungen zu den im elektronischen Melde- und Infor-
mationssystem zu verarbeitenden Daten vorgenommen.  

Zu Buchstabe c 
Die Vorschrift des Absatzes 6 wird dahingehend ergänzt, dass die Kontrolle der Durchführung des Datenschutzes 
im Hinblick auf die nach § 14 erhobenen und verarbeiteten Daten nach § 9 Absatz 1 des Bundesdatenschutzge-
setzes ausschließlich der oder dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit obliegt. 

Zu Buchstabe d 
Nach Absatz 8 Satz 1 haben ab dem 1. Januar 2021 die zuständigen Behörden der Länder das elektronische Melde- 
und Informationssystem zu nutzen. Ab dem 1. Januar 2023 müssen Melde- und Benachrichtigungspflichtige (§§ 
8, 34 Absatz 6, 36 Absatz 3a) ihrer Verpflichtung zur Meldung und Benachrichtigung durch Nutzung des elekt-
ronischen Melde- und Informationssystems nachkommen (Satz 2). Meldepflichtige nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 
müssen abweichend von Satz 2 ihrer Verpflichtung zur Meldung des direkten oder indirekten Nachweises einer 
Infektion mit dem in § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 44a genannten Krankheitserreger durch Nutzung des elektro-
nischen Melde- und Informationssystems ab dem 1. Januar 2021 nachkommen (Satz 3). Meldepflichtige nach § 8 
Absatz 1 Nummer 2 müssen abweichend von Satz 2 ihrer Verpflichtung zur Meldung des direkten oder indirekten 
Nachweises einer Infektion mit sonstigen in § 7 Absatz 1 Satz 1 genannten Krankheitserregern durch Nutzung 
des elektronischen Melde- und Informationssystems ab dem 1. Januar 2022 nachkommen (Satz 4). Meldepflich-
tige nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 müssen abweichend von Satz 2 ihrer Verpflichtung zur Meldung des direkten 
oder indirekten Nachweises einer Infektion mit den in § 7 Absatz 3 Satz 1 genannten Krankheitserregern durch 
Nutzung des elektronischen Melde- und Informationssystems ab dem 1. April 2022 nachkommen (Satz 5). Das 
Robert Koch-Institut bestimmt das technische Format der Daten und das technische Verfahren der Datenübermitt-
lung nach Satz 6.  

Da die Verpflichtung zur Nutzung nun in Absatz 8 gesetzlich bestimmt wird, werden die Inhalte der bisherigen 
Verordnungsermächtigung nur teilweise in Absatz 9 weitergeführt. Die Verordnung kann ohne Zustimmung des 
Bundesrates erlassen werden, weil hier regelmäßig mit eiligen und häufigen Änderungsverordnungen zu rechnen 
ist.  

Absatz 10 bestimmt, dass Abweichungen von den in dieser Vorschrift getroffenen Rege-lungen des Verwaltungs-
verfahrens durch Landesrecht ausgeschlossen sind. 

Zu Nummer 11 
Mit der Ergänzung in § 15 Absatz 1 erfolgt eine Klarstellung, dass Im Hinblick auf die Erweiterung oder Ausdeh-
nung der Meldepflicht nach § 6 und § 7 auf andere übertragbare Krankheiten oder Krankheitserreger die Vor-
schriften, die für meldepflichtige Krankheiten nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und meldepflichtige Nachweise 
von Krankheitserregern nach § 7 Absatz 1 Satz 1 gelten, entsprechend für meldepflichtige Krankheiten und 
Krankheitserregern nach § 15 Absatz 1 gelten und zu beachten sind. 
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Zu Nummer 12 
Mit der Ergänzung in § 16 Absatz 1 Satz 2 wird datenschutzrechtlich klarer formuliert, dass die zuständige Be-
hörde im Rahmen allgemeiner Maßnahmen zur Verhütung übertragbarer Krankheiten personenbezogene Daten 
erheben kann und nur für Zwecke des Infektionsschutzgesetzes verarbeiten darf. 

Zu Nummer 13 
Die Beschränkung allein auf gesetzliche Unterbringungspflichten ist nicht sachgemäß. Mit der vorliegenden Strei-
chung wird ermöglicht, dass auch Personen erfasst sind, die einer Unterbringungspflicht auf Grund richterlicher 
Anordnung (zum Beispiel in Abschiebehaft) unterliegen.  

Zu Nummer 14 
Zu Buchstabe a 
Mit der Ergänzung in § 24 Satz 2 wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die Ausnahmen vom Arztvorbehalt 
auch bei patientennahen Schnelltests in Bezug auf SARS-CoV-2 gelten. § 24 Satz 2 geht § 5a insoweit vor.  

Zu Buchstabe b 
Satz 3 enthält eine Verordnungsermächtigung für das BMG, wonach (insoweit wie bislang) bei der Testung unter 
Anwendung von In-vitro-Diagnostika auch in Bezug auf weitere Krankheiten oder Krankheitserreger, eine Aus-
nahme vom Arztvorbehalt nach Satz 1 vorgesehen werden kann (Nummer 1). Des Weiteren kann durch Rechts-
verordnung bestimmt werden, dass abweichend von Satz 1 auch ein Zahnarzt oder ein Tierarzt im Rahmen einer 
Labordiagnostik den direkten oder indirekten Nachweis eines in § 7 genannten Krankheitserregers führen kann 
(Nummer 2). Die Nutzung von veterinärmedizinischen oder zahnärztlichen Laboren bei der Testung von Human-
proben kann einen wichtigen Beitrag zur Ausweitung bestehender Testkapazitäten leisten und die mit der Proben-
testung stark belasteten humanmedizinischen Labore entlasten.  

Satz 4 erweitert den Anwendungsbereich der Verordnungsermächtigung nach Satz 3 auf die Mitwirkung von 
Veterinärmedizinisch-technischen Assistentinnen und Assistenten an der Durchführung labormedizinischer Un-
tersuchungen auf dem Gebiet der Humanmedizin. In der Rechtsverordnung kann Veterinärmedizinisch-techni-
schen Assistentinnen und Assistenten bei der Durchführung laboranalytischer Untersuchungen zum Nachweis 
eines in § 7 genannten Krankheitserregers die Ausübung der Tätigkeiten erlaubt werden, die nach § 9 Absatz 1 
Nummer 1 des MTA-Gesetzes grundsätzlich den Medizinisch-Technischen Laboratoriumsassistentinnen und -
assistenten vorbehalten sind. Wenn eine Regelung auf der Grundlage von Satz 4 getroffen wird, können Veteri-
närmedizinisch-technische Assistentinnen und Assistenten diese Tätigkeiten ausüben, ohne dass sie zuvor ent-
sprechend § 10 Nummer 3 des MTA-Gesetzes nach dem Erwerb der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeich-
nung während eines Zeitraumes von sechs Monaten unter Aufsicht im Bereich der humanmedizinischen Labord-
iagnostik tätig waren. 

Die Regelung des § 9 Absatz 3 des MTA-Gesetzes bleibt unberührt. Das heißt, dass Tätigkeiten, deren Ergebnisse 
der Erkennung einer Krankheit und der Beurteilung ihres Verlaufs dienen, auch im Falle einer Rechtsverordnung 
nach Satz 3 von Veterinärmedizinisch-Technischen Assistentinnen und -Assistenten nur auf ärztliche, zahnärztli-
che oder tierärztliche Anforderung ausgeübt werden dürfen. 

Insgesamt zeigt sich die wichtige Funktion der technischen Assistenzberufe in der Medizin während der Corona-
Pandemie besonders deutlich. Auch vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung mit dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Reform der technischen Assistenzberufe in der Medizin und zur Änderung weiterer Gesetze (MTA-
Reform-Gesetz) eine umfassende Reform der Berufe in diesem Bereich auf den Weg gebracht (Bundesrats-Druck-
sache 562/20). 

Zur schnellen und effizienten Krisenbewältigung kann Rechtsverordnung nach Satz 3 ohne Zustimmung des Bun-
desrates erlassen werden. Eine auf Grundlage von Satz 3 erlassene Verordnung tritt ein Jahr nach ihrem Inkraft-
treten automatisch außer Kraft. Die Geltungsdauer der Verordnung kann mit Zustimmung des Bundesrates ver-
längert werden.  
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Zu Nummer 15 
Zu Buchstabe a 
Die Aufnahme von mit voll- und teilstationären Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung älterer, behin-
derter oder pflegebedürftiger Menschen vergleichbarer Einrichtungen soll der Tatsache Rechnung tragen, dass es 
in der Praxis auch Einrichtungen gibt, die nicht unter die bisherige Definition zu fassen sind, die jedoch aus In-
fektionsschutzgründen in den Anwendungsbereich der Vorschrift aufgenommen werden sollen, da dort ebenfalls 
vulnerabel Personengruppen betreut werden.  

Zu Buchstabe b 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung zur Vereinheitlichung der im Gesetz verwendeten Terminologie. 
Im Gegensatz zur schwerwiegenden übertragbaren Krankheit, ist der Begriff der bedrohlichen übertragbaren 
Krankheit bereits in § 2 Nummer 3 a legaldefiniert. 

Zu Buchstabe c 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung zur Vereinheitlichung der im Gesetz verwendeten Terminologie. 
Im Gegensatz zur schwerwiegenden übertragbaren Krankheit, ist der Begriff der bedrohlichen übertragbaren 
Krankheit bereits in § 2 Nummer 3a legaldefi-niert. 

Zu Buchstabe d 
Das Bundesministerium für Gesundheit wurde in § 5 Absatz 2 mit dem Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei 
einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) ermächtigt, vor dem 
Hintergrund einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite, durch Anordnung oder Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates verschiedene Maßnahmen zu treffen. Hierzu zählen unter anderem Maßnahmen im 
grenzüberschreitenden Reiseverkehr. Die Regelungsinhalte des bisherigen § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 
werden nun in die neu gefassten Absätze 8 bis 13 als Verordnungsermächtigung übertragen und weiterentwickelt.  

Die Bundesregierung wird ermächtigt, sofern der Deutsche Bundestag eine epidemische Lage von nationaler 
Tragweite festgestellt hat, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates festzulegen, dass Perso-
nen, die in die Bundesrepublik Deutschland einreisen wollen oder eingereist sind, und bei denen die Möglichkeit 
besteht, dass sie einem erhöhten Infektionsrisiko für die übertragbare Krankheit, die zur Feststellung der epide-
mischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat, ausgesetzt waren, insbesondere, weil sie sich in einem Risi-
kogebiet aufgehalten haben, ausschließlich zur Feststellung und Verhinderung der Verbreitung dieser Krankheit 
verpflichtet sind, der zuständigen Behörde elektronisch oder durch eine schriftliche Ersatzmitteilung nach Satz 3 
Auskunft über ihre personenbezogenen Angaben und ihre Aufenthaltsorte bis zu zehn Tage vor und nach der 
Einreise mitzuteilen. Die an die zuständigen Behörden übermittelten Daten dienen einer effektiven Kontrolle der 
Einhaltung der nach den Landesvorschriften vorgesehenen Absonderung, insbesondere infolge der Einreise aus 
einem Risikogebiet.  

Das Robert Koch-Institut richtet nach Absatz 9 für die Zwecke des Absatzes 8 Satz 1 ein elektronisches Melde 
und- Informationssystem ein und ist verantwortlich für dessen technischen Betrieb. Das Robert Koch-Institut kann 
einen IT-Dienstleister mit der technischen Umsetzung beauftragen. Die aufgrund einer Rechtsverordnung nach 
Absatz 8 Satz 1 erhobenen Daten dürfen von der zuständigen Behörde nur für Zwecke der Überwachung der 
Absonderung und der Kontaktnachverfolgung verarbeitet werden. Die in dem elektronischen System gespeicher-
ten Daten sind spätestens 14 Tage nach Einreise der jeweils betroffenen Person zu löschen.  

Die Verordnungsermächtigung nach Absatz 10 Satz 1 umfasst die Möglichkeit, Einreisende im Sinne des Absatz 
8 Satz 1 zu verpflichten, gegenüber den Beförderern, der zuständigen Behörde oder den in Absatz 11 genannten, 
mit der Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden einen Nachweis über eine erfolgte 
Einreiseanmeldung nach Absatz 8 Satz 1 oder eine Ersatzmitteilung nach Absatz 8 Satz 3 vorzulegen (Buchstabe 
a), eine Impfdokumentation hinsichtlich der in Absatz 8 Satz 1 genannten Krankheiten vorzulegen (Buchstabe b), 
ein ärztliches Zeugnis über das Vorliegen oder Nichtvorliegen dieser übertragbaren Krankheit nach Absatz 8 Satz 
1 vorzulegen oder Auskunft darüber zu geben (Buchstabe c), ob bei ihnen Anzeichen für eine solche Krankheit 
vorhanden sind (Buchstabe d).  
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In der Rechtsverordnung nach Absatz 10 Satz 1 können fernen Mitwirkungspflichten insbesondere der Beförderer 
festgelegt werden (Nummer 2). Die Mitwirkungspflichten der Beförderer dienen einem effektiven Schutz gegen 
die Ausbreitung der in Absatz 8 Satz 1 genannten Krankheiten. Die Beförderer können insbesondere verpflichtet 
werden, Beförderungen aus Risikogebieten in die Bundesrepublik Deutschland zu unterlassen, eine Rückreise 
von Personen mit Wohnsitz in Deutschland weiterhin möglich ist, deren Einreise nicht aus aufenthaltsrechtlichen 
Gründen zu untersagen ist (Buchstabe a) und Beförderungen aus Risikogebieten in die Bundesrepublik Deutsch-
land nur dann durchzuführen, wenn die zu befördernden Personen ihnen nach Nummer 1 Buchstabe a bis d auf-
erlegten Verpflichtungen vor der Beförderung nachgekommen sind (Buchstabe b). Die Verpflichtung der Beför-
derer bei der Kontrolle der Angaben der Reisenden umfasst eine Plausibilitätsprüfung im Rahmen der betriebli-
chen und technischen Möglichkeiten. Der Beförderer ist nicht verpflichtet, eine Validierung der vorgelegten Da-
ten und Nachweise vorzunehmen. Weiterhin kann vorgesehen werden, dass Beförderer Reisende über die gelten-
den Einreise- und Infektionsschutzbestimmungen und -maßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland und die 
Gefahren bedrohlicher übertragbarer Krankheiten sowie die Möglichkeiten zu deren Verhütung und Bekämpfung 
barrierefrei zu informieren haben und in diesem Rahmen auf die Reise- und Sicherheitshinweise des Auswärtigen 
Amtes hinzuweisen ist (Buchstabe c). Die Beförderer können verpflichtet werden, die zur Früherkennung u.a. von 
Kranken und Ansteckungsverdächtigen notwendigen personenbezogenen Daten zu erheben und an die für den 
Aufenthaltsort der betroffenen Person zuständige Behörde zu übermitteln (Buchstabe d). Bundeseinheitlich kann 
vorgesehen werden, dass bestimmte Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der in Absatz 8 Satz genannten Krank-
heit im Rahmen der Beförderung vorzunehmen sind (Buchstabe e). Darüber hinaus können Beförderer zur Mel-
dung bei der Beförderung von Kranker, Krankheitsverdächtiger, Ansteckungsverdächtiger und  von Ausscheidern 
verpflichtet werden (Buchstabe f). Auch müssen sie auf Nachfrage der zuständigen Behörde Passagierlisten und 
Sitzpläne übermitteln, um so zur Ermittlung von Infektionsketten und Kontaktnachverfolgung beizutragen (Buch-
stabe g) und den Transport von Kranken in ein Krankenhaus oder in eine andere geeignete Einrichtung durch 
Dritte ermöglichen (Buchstabe h).  

Es wurde zudem mit der Nummer 3 die Möglichkeit ergänzt, dass Anbieter von Telekommunikationsdiensten und 
Betreiber öffentlicher Mobilfunknetze verpflichtet werden können, alle in die Bundesrepublik Deutschland ein-
reisenden Personen barrierefrei über elektronische Nachrichten Informationen über die geltenden Einreise- und 
Infektionsschutzbestimmungen zur Verfügung zu stellen. Verwendet der benachteiligte Endnutzer kein Endgerät, 
das Nachrichtentext in Sprache umwandeln kann, liegt dies nicht in der Verantwortung des Netzbetreibers. 

Personen, die kein aufgrund der Rechtsverordnung erforderliches ärztliches Zeugnis oder keinen sonstigen Nach-
weis vorlegen sind verpflichtet, eine Untersuchung auf Ausschluss der bedrohlichen übertragbaren Krankheit 
nach Absatz 8 zu dulden (Satz 2).  

Die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftrag-ten Behörden können anläss-
lich der grenzpolizeilichen Aufgabenwahrnehmung als unterstützende Behörde nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 
stichprobenhaft von den in der Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 genannten Personen Vor-lage eines Nach-
weises nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 a) bis c) oder Auskunft nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 d) verlangen 
(Absatz 11 Satz 1). Die nach § 71 Absatz 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes zuständigen Behörden und die unter-
stützenden Behörden nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 unterrichten bei Kenntnis unverzüglich die zuständigen 
Behörden über die Einreise der in der Rechtsverordnung nach Absatz 6 Satz 1, Absatz 7 Satz 1 oder Absatz 8 Satz 
1 genannten Personen, soweit diese ihren diesen Behörden gegenüber bestehenden in der Rechtsverordnung nach 
Absatz 6 Satz 1, Absatz 7 Satz 1 oder Absatz 8 Satz 1 oder Satz 3 festgelegten Verpflichtungen bei der Einreise 
nicht nachkommen (Absatz 11 Satz 2). Zu diesem Zweck dürfen bei den in der Rechtsverordnung nach Absatz 6 
Satz 1, Absatz 7 Satz 1 oder Absatz 8 Satz 1 genannten Personen ihre personenbezogenen Angaben, Angaben zu 
ihren Aufenthaltsorten bis zu zehn Tage vor und nach der Einreise und Angaben zu dem von ihnen genutzten 
Reisemittel erhoben und der zuständigen Behörde übermittelt werden (Absatz 11 Satz 3). Die von den Behörden 
nach den Sätzen 1 und 3 erhobenen Daten dürfen nach Absatz 11 Satz 4 mit den Daten vorgelegter Reisedoku-
mente abgeglichen werden. 

Eine auf Grundlage des Absatz 8 Satz 1 oder Absatz 10 Satz 1 erlassene Rechtsverordnung tritt  mit Aufhebung 
der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite außer Kraft, ansonsten mit Ablauf des 31. März 
2021 (Absatz 12). 
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Zu Nummer 16 
Bisherige Erfahrungen während der Pandemielage machen Anpassungen von § 54a notwendig. Dies betrifft ins-
besondere die Erweiterung der Zuständigkeit der Bundeswehr im Vollzug des IfSG für Soldatinnen und Soldaten 
auch außerhalb ihrer Dienstausübung. Die Erweiterung ist erforderlich, um die Einsatzbereitschaft der Bundes-
wehr sicherzustellen. Soweit Maßnahmen die Bekämpfung übertragbarer Krankheit betreffen, sollen diese im 
Benehmen mit den zuständigen zivilen Stellen erfolgen. Hierbei soll der Bundeswehr bei Differenzen die endgül-
tige Entscheidung vorbehalten sein, um Verzögerungen bedingt durch den Abstimmungsprozess zu vermeiden.  

Darüber hinaus wird die Zuständigkeit für ausländische Streitkräfte bei Übungen und Ausbildungen konkreter 
geregelt. Diese Zuständigkeit wird ebenfalls den Stellen der Bundeswehr zugewiesen. Dies dient einerseits einer 
Verfahrensvereinfachung, da für die ausländischen Streitkräfte bei landkreisübergreifenden Übungs- und Ausbil-
dungsvorhaben dann nur eine Zuständigkeit besteht. Andererseits können bei gemeinsam mit der Bundeswehr 
durchgeführten Ausbildungen und Übungen Angehörige der ausländischen Streitkräfte in Hinblick auf Maßnah-
men zum Infektionsschutz problemlos den Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr gleichgestellt werden. 

Zu Nummer 17 
Zu Buchstabe a 
Zu Doppelbuchstabe aa 
Ergänzend zum bisherigen Entschädigungsausschluss nach § 56 Absatz 1 Satz 3 wird klargestellt, dass Personen, 
die durch Nichtantritt einer vermeidbaren Reise in ein im Zeitpunkt der Abreise eingestuftes Risikogebiet nach § 
2 Nummer 17 ein Tätigkeitsverbot oder eine Absonderung hätten vermeiden können, keine Entschädigung nach 
den Sätzen 1 und 2 beanspruchen können. Der Begriff der Reise umfasst sowohl Kurzaufenthalte als auch längere 
Aufenthalte. Die Abreise kann auch außerhalb des eigenen Wohnsitzes beginnen. Damit wird die Regelung des § 
56 Absatz 1 Satz 3 IfSG als Ausprägung des Grundsatzes von Treu und Glauben, der auch im öffentlichen Recht 
gilt, um eine weitere Konstellation erweitert. 

Der Begriff „Risikogebiet“ wird in dem neu eingefügten § 2 Nummer 17 legaldefiniert. Darunter ist ein vom 
Bundesministerium für Gesundheit im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt und dem Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Heimat festgestelltes Gebiet außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, in dem ein er-
höhtes Risiko für eine Infektion mit einer bestimmten bedrohlichen übertragbaren Krankheit besteht. Die Einstu-
fung als Risikogebiet erfolgt erst mit Ablauf des ersten Tages nach Veröffentlichung der Feststellung durch das 
RKI im Internet unter der Adresse https://www.rki.de/risikogebiete. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
Eine Reise ist nach Satz 4 dann vermeidbar, wenn aus Sicht eines verständigen Dritten keine zwingenden und 
unaufschiebbaren Gründe für eine entsprechende Reise zum Zeitpunkt der Abreise vorlagen. Zu einer nicht ver-
meidbaren Reise dürften in jedem Fall besondere und außergewöhnliche Umstände führen (soweit diese nicht 
schon einen vorgesehenen Ausnahmetatbestand von der Absonderungspflicht erfüllen), wie die Geburt des eige-
nen Kindes oder das Ableben eines nahen Angehörigen wie eines Eltern- oder Großelternteils oder eines eigenen 
Kindes. Nicht dazu zählen insbesondere sonstige private oder dienstliche Feierlichkeiten, Urlaubsreisen oder ver-
schiebbare Dienstreisen.  

Zu Buchstabe b 
Das aktuelle Ausbruchsgeschehen der durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursachten Krankheit 
COVID-19 hat viele Menschen unmittelbar mit behördlichen Maßnahmen konfrontiert, die der Bekämpfung über-
tragbarer Krankheiten dienen. Insbesondere die Schließung bzw. die Untersagung des Betretens von Betreuungs-
einrichtungen für Kinder oder von Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen hat dazu geführt, dass viele 
erwerbstätige Personen einen Verdienstausfall erlitten, da sie wegen fehlender Betreuungsmöglichkeiten ihrer 
beruflichen Tätigkeit nicht nachgehen können. Für diese Fälle sieht das Infektionsschutzgesetz einen Entschädi-
gungsanspruch vor. Die Ergänzung in § 56 Absatz 1a Satz 1 stellt klar, dass ein Betretungsverbot im Sinne der 
Vorschrift auch dann vorliegt, wenn eine Absonderung nach § 30 oder aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 
32 gegen einzelne Kinder in der Einrichtung vorliegt.  
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Zu Nummer 18 
Mit der Neufassung von § 57 Absatz 2 Satz 1 IfSG wird klargestellt, dass neben den Beiträgen zur gesetzlichen 
Krankenversicherung, zur sozialen Pflegeversicherung und nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch auch die für 
die Teilnahme an den Ausgleichsverfahren nach § 1 oder § 12 des Gesetzes über den Ausgleich der Arbeitge-
beraufwendungen für Entgeltfortzahlung und nach § 358 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch zu entrichtenden 
Umlagen während des Bezugs einer Entschädigung nach § 56 Absatz 1 Satz 2 IfSG weiterhin zu leisten sind.  

Nach § 57 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 57 Absatz 1 Satz 3 IfSG trägt das entschädigungspflichtige Land 
die Beiträge einschließlich der Umlagen allein. Gemäß § 57 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 57 Absatz 1 
Satz 4 IfSG sind dem Arbeitgeber auch die im Zusammenhang mit der Erfüllung des Entschädigungsanspruchs 
entrichteten Umlagen zu erstatten. 

Zu Nummer 19 
Der Tatbestand des neugefassten § 36 Absatz 10 Satz 2 sieht vor, dass Personen, die kein aufgrund der Rechts-
verordnung nach § 36 Absatz 10 Satz 1 erforderliches ärztliches Zeugnis vorlegen, verpflichtet sind, eine ärztliche 
Untersuchung zum Ausschluss der bedrohlichen übertragbaren Krankheit nach § 38 Absatz 8 Satz 1 zu dulden. 
Diese Untersuchung soll in den Anwendungsbereich des § 69 Absatz 1 Nr. 9 aufgenommen werden, sodass die 
hierfür anfallenden Kosten aus öffentlichen Mitteln zu bestreiten sind. 

Zu Nummer 20 
Zu Buchstabe a 
Hierbei handelt es sich um eine Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe a, wonach § 5 Absatz 
2 Satz 1 Nummer 1 und 2 aufgehoben werden.  

Zu Buchstabe b 
Hierbei handelt es sich um eine Folgeänderung zu Nummer 10 Buchstabe d, wonach in § 14 Absatz 8 nunmehr 
Melde- und Benachrichtigungspflichtige gesetzlich zur Nutzung des elektronischen Melde- und Informationssys-
tems verpflichtet werden. 

Zu Buchstabe c 
Nummer 8 wird aufgehoben, weil die Regelung gegenstandslos geworden ist.  

Zu Buchstabe d 
Hierbei handelt es sich um eine Folgeänderung zu Artikel 1 Nummer 15. Mit der Ergänzung wird klargestellt, 
dass eine Bußgeldbewehrung auch in den Fällen gegeben ist, wer entgegen einer Rechtsverordnung nach § 36 
Absatz 10 Satz 2 eine ärztliche Untersuchung nicht duldet. 

Zu Buchstabe e 
Hierbei handelt es sich zum einen um eine Korrektur eines Redaktionsfehlers. Zum anderen wird hier eine Folge-
änderung zu Nummer 15 vollzogen. Die in dem neu gefassten Absatz 8 Satz 1 oder Satz 3 oder 10 Satz 1 genann-
ten Inhalte der Verordnungsermächtigung, werden zur effektiven Bekämpfung der epidemischen Lage von nati-
onaler Tragweite in § 73 Absatz 1a aufgenommen, sodass eine Zuwiderhandlung mit einem Bußgeld belegt wer-
den kann.  

Zu Nummer 21 
Die Strafvorschrift des § 74 wird aus Gründen des Bestimmtheitsgrundsatzes angepasst.  

Zu Artikel 2 (Weitere Änderung des Infektionsschutzgesetzes) 
Zu Nummer 1 
Es handelt sich um eine Folgeänderung aus dem Umstand, dass § 5 Absatz 3 bis Absatz 7 mit Ablauf des 31. 
März 2021 außer Kraft treten und Absatz 8 dann zu Absatz 3 wird. 
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Zu Nummer 2 bis 5 
Die Regelung des § 56 Absatz 1a wird zunächst verlängert und bis auf den 31. März 2021 befristet (Artikel 7 
Absatz 2). Nach Aufhebung dieser Regelung ist der ursprüngliche Regelungszustand wiederherzustellen. 

Zu Nummer 6 
Die Geltungsdauer des § 5 Absatz 2 ist bis zum 31. März 2021 befristet. Daher sind die in § 73 Absatz 1a enthal-
tenen Verweise auf § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 und Nummer 4 Buchstabe c bis g, Nummer 8 Buchstabe c zu 
diesem Zeitpunkt zu streichen. 

Zu Artikel 3 (Änderung der Medizinprodukte-Abgabeverordnung) 
§ 3 Absatz 4 Satz 1 der Medizinprodukte-Abgabeverordnung (MPAV) sieht vor, dass In-vitro-Diagnostika aus-
schließlich an den in den Nummern 1 bis 5 genannten Adressatenkreis abgegeben werden dürfen. Da nicht ein-
deutig klar ist, ob Pflegeeinrichtungen unter die in Nummer 2 aufgeführten Einrichtungen des Gesundheitswesens 
subsummiert werden können, wird dies durch die Ergänzung sichergestellt. 

Das ermöglicht insbesondere Pflegekräften in Pflegeeinrichtungen die Durchführung von entsprechenden 
Schnelltests, die künftig aufgrund der Änderung in der MPAV zulässigerweise an Pflegeeinrichtungen abgegeben 
werden können. 

Die Regelung steht in Sachzusammenhang mit den Änderungen in Artikel 1 Nummer 14 und Artikel 4 Nummer 
1.  

Zu Artikel 4 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) 
Zu Nummer 1 
§ 20i Absatz 3 wird dahingehend angepasst, dass im Fall einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite durch 
Rechtsverordnung des BMG geregelt werden kann, dass auf bestimmte Schutzimpfungen oder Testungen ein 
Anspruch besteht (Satz 1). Der Anspruch nach Satz 1 kann jeweils auf bestimmte Teilleistungen eingeschränkt 
werden (Satz 2). 

Satz 3 sieht zum Zweck der Abgrenzung zur Regelversorgung vor, dass die Rechtsverordnung dann keinen An-
spruch auf Testungen der Versicherten oder Nichtversicherten begründen kann, wenn ein solcher Anspruch bereits 
aus einem anderen Rechtsgrund besteht.  

In Satz 4 wird zudem klargestellt, dass der Gemeinsame Bundesausschuss nicht verpflichtet ist, solange und so-
weit ein Anspruch auf die Schutzimpfung nach der Rechtsverordnung besteht, hierfür Regelungen in seiner 
Schutzimpfungs-Richtlinie nach § 20i Absatz 1 zu treffen. 

Satz 5 sieht Anhörungsrechte vor.  

In der Rechtsverordnung nach Satz 1 können nach Satz 6 bestimmte Einzelheiten geregelt werden. Dazu gehören 
insbesondere nach Nummer 1 Regelungen zu den zur Erbringung der in Satz 1 genannten Leistungen berechtigten 
Leistungserbringern, einschließlich der für die Leistungserbringung eingerichteten Testzentren und Impfzentren, 
zur Vergütung und Abrechnung der Leistungen und Kosten sowie zum Zahlungsverfahren. Nach Nummer 2 kön-
nen Regelungen getroffen werden zur Organisation der Versorgung einschließlich der Mitwirkungspflichten der 
Kassenärztlichen Vereinigungen und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung. Hierdurch wird sichergestellt, 
dass vor dem Hintergrund der Zuständigkeit der Länder für den Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen 
Lage von nationaler Tragweite bei Bedarf auch geeignete vorhandene Strukturen der vertragsärztlichen Regelver-
sorgung genutzt werden können. Dies ist insbesondere bei der praktischen Durchführung der Testungen und Imp-
fungen von wesentlicher Bedeutung. Denkbar ist unter anderem eine Beteiligung der Kassenärztlichen Vereini-
gungen und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung bei der Organisation der Impfdurchführung sowie im Be-
reich des Terminmanagements. Der Verpflichtungsmöglichkeit wird durch die Einräumung eines Anhörungs-
rechts der Kassenärztlichen Bundesvereinigung vor Erlass einer Rechtsverordnung auf Grundlage von § 20i Ab-
satz 3 Satz 1 Rechnung getragen.  
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Nach Nummer 3 können Regelungen getroffen werden zur vollständigen oder anteiligen Finanzierung der Leis-
tungen und Kosten aus der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds. Nach Nummer 4 können Regelungen getrof-
fen werden zur  Erfassung und Übermittlung von anonymisierten Daten insbesondere an das Robert Koch-Institut 
über die aufgrund der Rechtsverordnung durchgeführten Maßnahmen. 

Das BMG ist nach Satz 6 Nummer 3 befugt, in der Rechtsverordnung den Umfang der Finanzierung von Leistun-
gen und Kosten aus der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds zu bestimmen (vollständig oder anteilig). Dies 
ermöglicht auch für Schutzimpfungen auf Grundlage einer Rechtsverordnung nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe 
a eine Kostentragung aus der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds. Damit wird dem Umstand Rechnung ge-
tragen, dass für die in naher Zukunft zu erwartende Schutzimpfung gegen COVID-19 eine Verständigung zur 
Finanzierung mit den für die Einrichtung der erforderlichen Impfzentren zuständigen Ländern noch aussteht. Die 
vom Bund beschafften COVID-19-Impfstoffe werden nicht aus Mitteln der gesetzlichen Krankenversicherung 
finanziert. Gemäß einer Absprache zwischen den Gesundheitsministern des Bundes und der Länder werden die 
Kosten für Impfbesteck und -zubehör zur Schutzimpfung gegen Covid-19 im Gegenzug von den Ländern über-
nommen. Durch die Möglichkeit, eine nur anteilige Finanzierung von Leistungen und Kosten zu regeln, wird die 
notwendige Flexibilität bei der Ausgestaltung der Finanzierungsregelungen sichergestellt. Zum Beispiel können 
pauschale Beteiligungen anderer Kostenträger berücksichtigt werden. Zusätzlich bestimmt Satz 2, dass die 
Rechtsverordnung den Anspruch auf bestimmte Teilleistungen nach Satz 1 (zum Beispiel ärztliche Leistungen) 
beschränken kann. Die Kostenübernahme von Aufwendungen für Leistungen bei symptomfreien Personen außer-
halb der Krankenbehandlung und Leistungen für nicht gesetzlich Versicherte, die der gesetzlichen Krankenversi-
cherung als versicherungsfremde Leistungsaufwendungen entstehen, durch die Liquiditätsreserve des Gesund-
heitsfonds wird durch den ergänzenden Bundeszuschuss refinanziert. 

Eine auf Grundlage von § 20i Absatz 3 erlassene Rechtsverordnung tritt nach Satz 7 mit Aufhebung der Feststel-
lung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite durch den Deutschen Bundestag oder spätestens mit Ab-
lauf des 31. März 2021 außer Kraft. 

Zu Nummer 2 
Die Medizinischen Dienste (MD) haben im Frühjahr und Sommer dieses Jahres insbesondere den öffentlichen 
Gesundheitsdienst (ÖGD), aber auch Krankenhäuser, Einrichtungen der ambulanten ärztlichen Versorgung und 
Pflegeeinrichtungen unbürokratisch und engagiert mit bis zu insgesamt 800 Pflegekräften, Ärztinnen und Ärzten 
sowie Mitarbeitenden aus dem Assistenz- und Verwaltungsbereich erfolgreich unterstützt. Diese für den ÖGD 
und die genannten Leistungserbringer wertvolle Unterstützung war möglich, da die Aufgabenwahrnehmung der 
MD in einigen Bereichen infolge der Covid-19-Pandemie befristet reduziert werden musste. Dies gilt z. B. für die 
Qualitätsprüfungen von Pflegeeinrichtungen, die nach § 72 des Elften Buches zugelassen sind. Die Medizinischen 
Dienste sind auch bereit, die Unterstützung für die Dauer der derzeitigen epidemischen Lage von nationaler Trag-
weite im Rahmen ihrer Möglichkeiten fortzusetzen, soweit die wieder anlaufende reguläre Aufgabenwahrneh-
mung der MD dies zulässt.  

Die bisherige Unterstützung durch die MD erfolgte ohne eine eigenständige und spezifisch auf die MD ausge-
richtete rechtliche Grundlage. Mit der Neuregelung wird diese Rechtsgrundlage für die MD orientiert an der be-
stehenden Regelung des § 275 Absatz 4a geschaffen, mit der die MD unter bestimmten Voraussetzungen befugt 
wurden, Beamte des Bundes zu untersuchen und hierüber ärztliche Gutachten gegen Erstattung der anfallenden 
Kosten zu erstellen.  

Mit Satz 1 wird den MD die Möglichkeit eröffnet, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern befristet eine Tätigkeit ins-
besondere bei Einrichtungen des ÖGD, den nach § 108 zugelassenen Krankenhäusern, den nach § 95 Absatz 1 
Satz 1 an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Leistungserbringern sowie den Pflegediensten und 
Pflegeheimen nach § 71 des Elften Buches zuzuweisen, um diese Einrichtungen bei einer Pandemiebekämpfung 
zu unterstützen. Es handelt sich bei diesen Einrichtungen um diejenigen Organisationen bzw. Leistungserbringer, 
die die MD bereits seit März 2020 personell unterstützt haben, soweit es den MD im Hinblick auf die Sicherstel-
lung ihrer Aufgabenwahrnehmung möglich war. Eine Unterstützung kann auch in weiteren Einrichtungen erfor-
derlich sein und erfolgen. Die Aufzählung der möglichen Einsatzorte ist daher nicht abschließend. Voraussetzung 
ist zum einen, dass gemäß § 5 des Infektionsschutzgesetzes eine epidemische Lage von nationaler Tragweite 
vorhanden ist, und zum anderen, dass die originäre Aufgabenwahrnehmung des MD durch die befristeten Zuwei-
sungen nicht beeinträchtigt wird. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in einer epidemischen Lage von nationaler 
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Tragweite die Aufgabenwahrnehmung der MD - wie in der aktuellen Lage – in bestimmten Aufgabenbereichen 
und Regionen reduziert sein kann.  

Die befristete Zuweisung erfolgt in Absprache mit den betroffenen Beschäftigten der MD. Eine solche Absprache 
ist üblich, schon um die in einer solchen epidemischen Lage notwendige Akzeptanz einer Zuweisung und die 
Erreichung des damit verfolgten Ziels einer erfolgreichen Unterstützung des ÖGD oder der anderen genannten 
Einrichtungen und Leistungserbringer zu gewährleisten.  

Zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten berufene Einrichtungen des öffentlichen Gesundheitsdienstes sind 
vor allem die rd. 375 Gesundheitsämter, die mit der Durchführung von Testungen, der Kontaktpersonennachver-
folgung sowie der Anordnung und Überwachung von Quarantänemaßnahmen wesentliche Maßnahmen zur Prä-
vention, Erfassung und Eindämmung des Infektionsgeschehens umsetzen. Darüber hinaus zählen auch Landes-
stellen und -einrichtungen, wie z. B. Landesgesundheitsämter, Abstrichstellen oder Krisenstäbe zu den Einrich-
tungen des öffentlichen Gesundheitsdienstes. 

Satz 2 gibt vor, dass die dem MD durch die befristete Zuweisung entstehenden Kosten dem MD von den Einrich-
tungen, Einrichtungsträgern oder Leistungserbringern, die die Unterstützung erbeten haben, zu erstatten sind. 
Diese Finanzierungsregelung greift einen Vorschlag des Bundesrates (Gesetzesantrag des Bundesrates für ein 
Gesetz zur Erweiterung der Aufgaben des Medizinischen Dienstes vom 9. Oktober 2020, Drucksache 534/20) 
auf. Als Kosten sind dabei alle Kosten anzusehen, die durch die Zuweisung anfallen einschließlich einer gegebe-
nenfalls erforderlichen Absicherung der Beschäftigten gegen Haftungsrisiken im Rahmen ihrer Tätigkeit in den 
Einrichtungen oder bei den Leistungserbringern. Als Orientierung können die tarifvertraglichen Vereinbarungen 
der MD dienen.  

Wie auch für die Begutachtung von Beamtinnen und Beamten nach Absatz 4a ist eine spezifische Kostenerstat-
tungsregelung erforderlich, weil sich die Finanzierungsgrundlagen der MD und der Einrichtungen des ÖGD er-
heblich unterscheiden. Während die MD aus Beiträgen der gesetzlichen Krankenversicherung und Pflegeversi-
cherung finanziert werden, sind die zu unterstützenden Einrichtungen des ÖGD aus Steuermitteln der Kommunen 
und Länder finanzierte Behörden.  

Mit Satz 3 wird geregelt, dass das Nähere über den konkreten Umfang der Unterstützungsleistung, die Höhe und 
das Verfahren der Kostenerstattung zwischen dem Medizinischen Dienst, der die Unterstützung leistet, und der 
Einrichtung, dem Einrichtungsträger oder dem Leistungserbringer, die oder der um Unterstützung gebeten hat, zu 
vereinbaren ist. Soweit es sachgerecht ist, kann das zuständige Land auch eine Rahmenempfehlung mit dem Me-
dizinischen Dienst abschließen, um die Umsetzung der Kostenerstattung für die einzelnen Einrichtungen des ÖGD 
zu vereinfachen.  

Mit Satz 4 wird entsprechend der Kostentragung durch die anfordernden Einrichtungen, Einrichtungsträger oder 
Leistungserbringer vorgegeben, dass eine Finanzierung der Unterstützung dieser Einrichtungen oder Leistungs-
erbringer durch die MD aus den von den Krankenkassen und den Pflegekassen aufzubringenden Umlagemitteln 
für die Tätigkeit der MD nach § 280 Absatz 1 Satz 1 auszuschließen ist. Dies dient der Gewährleistung einer 
transparenten, verursachergerechten Finanzierung der Unterstützung der MD für den ÖGD und die sonstigen Ein-
richtungen und Leistungserbringer. 

Satz 5 legt in Anlehnung an das Verfahren bei der Begutachtung von Beamtinnen und Beamten nach Absatz 4a 
fest, dass der MD die vorgesehene Zuweisungsverfügung seiner Aufsichtsbehörde vorzulegen hat. Die Aufsichts-
behörde kann die Zuweisungsverfügung prüfen und dieser innerhalb einer Woche nach Vorlage widersprechen, 
wenn sie der Ansicht ist, dass durch die den Gutachterinnen und Gutachtern des MD befristet zugewiesene Tätig-
keit an der Einrichtung oder bei dem Leistungserbringer die Erfüllung der originären Aufgaben des MD gefährdet 
würde. 

Zu Nummer 3 
Die Begründung entspricht derjenigen zu § 14 IfSG (Artikel 1 Nummer 10). 
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Zu Nummer 4 
Ärztinnen und Ärzte, die im Öffentlichen Gesundheitsdienst tätig sind, erfüllen Aufgaben, wie beispielsweise den 
Kinder- und Jugendärztlichen Dienst, den sozialpsychiatrischen Dienst oder auch die Schwangeren- und Schwan-
gerenkonfliktberatung, die über die im Infektionsschutzgesetz zugewiesenen Aufgaben hinausgehen und die mit 
der Kenntnis medizinischer Daten des Versicherten weiter unterstützt werden können.  

Mit der Neuregelung wird ermöglicht, dass Ärztinnen und Ärzte im ÖGD, die Versicherten auf deren Wunsch 
und mit deren Einwilligung auch über die Zwecke des Infektionsschutzgesetzes hinaus medizinisch unterstützen 
dürfen. Die mit dem Gesetz zum Schutz elektronischer Patientendaten in der Telematikinfrastruktur (Patienten-
daten-Schutz-Gesetz) eingeführte Regelung wird dahingehend angepasst, als eine Verarbeitung der Daten der 
elektronischen Patientenakte durch den ÖGD nicht nur dann möglich ist, wenn diesem Aufgaben nach dem IfSG 
zugewiesen sind.  

Zu Artikel 5 (Änderung des Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen 
Lage von nationaler Tragweite) 
Die Regelungen in Artikel 2 des Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 1018)  werden durch die Regelungen der Artikel 2 und 7 dieses 
Gesetz ersetzt. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Zweiten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer 
epidemischen Lage von nationaler Tragweite) 
Die Regelungen in Artikel 2 des Zweiten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018) werden durch die Regelungen der Artikel 2 und 7 
dieses Gesetz ersetzt. 

Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 
Zu Absatz 1 
Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Zu Absatz 2 
Bis zum Inkrafttreten des § 14 Absatz 1 Satz 4 und 5 IfSG gilt die bisherige Fassung fort. 

Artikel 2 tritt am 1. April 2021 in Kraft. 
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Anlage 2 

Stellungnahme 
des Bundesrates 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer 
epidemischen Lage von nationaler Tragweite 

Der Bundesrat hat in seiner 995. Sitzung am 6. November 2020 beschlossen, zu dem Ge-
setzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 7 Absatz 4 IfSG) 

Artikel 1 Nummer 4 ist zu streichen. 

Begründung: 
Die Pflicht zur Meldung auch von negativen PCR-Tests auf SARS-CoV-2 ist aus epi-
demiologischer Sicht erforderlich, um das Infektionsgeschehen besser einordnen zu 
können. Auch um die Kennzahlen zu berechnen, die auf Europäischer Ebene vom Eu-
ropean Centre for Disease Prevention and Control veröffentlicht werden, ist die Kennt-
nis der insgesamt durchgeführten Tests auf SARS-CoV-2 erforderlich. Nur so können 
die Rate der positiven Tests unter allen Tests und die Anzahl aller durchgeführten Tests 
pro Einwohner berechnet werden. Diese Kennzahlen bilden die Grundlage für die Risi-
koeinschätzung auf europäischer Ebene.  

2. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b (§ 8 Absatz 3 Satz 1 IfSG) 

In Artikel 1 ist Nummer 5 Buchstabe b zu streichen. 

Begründung: 
Die Meldepflicht von positiven Ergebnissen der patientennahen Schnelltests sollte auf-
recht erhalten bleiben. Gerade wenn außerhalb der ärztlichen Diagnostik eigenständig 
zum Beispiel in Alten- und Pflegeheimen Menschen positiv getestet werden, muss dem 
Gesundheitsamt die Möglichkeit gegeben werden, das weitere Vorgehen, wie Durch-
führung eines Bestätigungstests mittels PCR-Untersuchung, zu veranlassen. Auch wenn 
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bekannt ist, dass der Test nicht so spezifisch ist und daher mit falsch positiven Ergeb-
nissen zu rechnen ist, sollte ein entsprechender Befund mindestens als Verdachtsfall 
gewertet werden, damit das Gesundheitsamt frühzeitig weitere Ermittlungen nach § 25 
IfSG einleiten und nötigenfalls eine Bestätigung durch einen PCR-Test veranlassen 
kann. Einrichtungen werden den positiven Befund eigenständig werten, können sich 
jedoch nur bedingt an das Gesundheitsamt wenden, da das Recht zur namentlichen Mel-
dung eben nicht besteht. Es steht dann zu befürchten, dass notwendige Schutzmaßnah-
men zu spät eingeleitet werden. 

3. Zu Artikel 1 (§ 32 IfSG) 

Der Bundesrat bittet darum, im weiteren Gesetzgebungsverfahren die Ermächtigungs-
grundlagen des Infektionsschutzgesetzes hinsichtlich derjenigen Schutzmaßnahmen zu 
ergänzen und zu konkretisieren, die regelhaft von den Ländern zur Bekämpfung der 
Corona-Pandemie durch Rechtsverordnung nach § 32 IfSG erlassen werden können.  

Begründung: 
Aufgrund des sich abzeichnenden Auswachsens der Corona-Pandemie zu einem dauer-
haften Infektionsgeschehen und zur Vereinheitlichung der Maßnahmen der Länder zur 
Bekämpfung der Corona-Pandemie ist es angezeigt, die Generalklausel des § 28 Ab-
satz 1 Satz 1 IfSG durch spezielle Befugnisnormen zu flankieren, die Inhalt und Gren-
zen möglicher Schutzmaßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie konkret ab-
bilden.  
Das Infektionsschutzgesetz ermächtigt die Länder in § 32 in Verbindung mit § 28 Ab-
satz 1 Satz 1 IfSG in seiner derzeitigen Fassung nur zum Erlass der „notwendigen 
Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 IfSG genannten“ und führt in 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 und Satz 2 IfSG einige wenige explizite Maßnahmen, 
wie etwa die Möglichkeit des Anordnens von Betretungsverboten oder des Schließens 
von Badeanstalten, explizit auf. Das Ausmaß der Ermächtigung bleibt dabei aufgrund 
des Generalklauselcharakters unscharf. Das Rechtsstaatsprinzip verpflichtet den parla-
mentarischen Gesetzgeber, wesentliche Entscheidungen selbst zu treffen. Er muss dabei 
den konkreten Rahmen vorgeben, in dem die Exekutive zur Bekämpfung langfristiger 
Infektionsgeschehen freiheitsbeschränkende Maßnahmen treffen kann. 
Die einzelnen Befugnisnormen sollten daher klar definierte Tatbestandsvoraussetzun-
gen und Rechtsfolgen enthalten, um eine Standardisierung der Maßnahmen und eine 
möglichst einheitliche Handhabung im Bundesgebiet sicherzustellen. Allerdings soll 
hiermit nicht die Möglichkeit der Länder, in begründeten Fällen regionale beziehungs-
weise lokale Einzelfallregelungen zu treffen oder zuzulassen, ausgeschlossen werden. 
Als mögliche Schutzmaßnahmen sollten regelhaft insbesondere folgende Maßnahmen, 
die standardmäßig von den Ländern zur Bekämpfung der Corona-Pandemie im Verord-
nungswege nach § 32 IfSG erlassen werden können, im Infektionsschutzgesetz aufge-
nommen werden: 
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a) Ausgangs- und Kontaktbeschränkungen im privaten sowie im öffentlichen Raum, 
b) Schließung von Einrichtungen und Betrieben beziehungsweise Auflagen für Ein-

richtungen und Betriebe, 
c) Untersagung beziehungsweise Auflagen für das Abhalten von Veranstaltungen und 

Versammlungen, 
d) Anordnung eines Abstandsgebots im öffentlichen Raum, 
e) Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung (Maskenpflicht) in be-

stimmten Bereichen des öffentlichen Lebens, 
f) Verbot der Alkoholabgabe und des Alkoholkonsums auf bestimmten öffentlichen 

Plätzen oder zu bestimmten Zeiten, 
g) Untersagung des Betriebs von gastronomischen Einrichtungen zu bestimmten Zei-

ten (Sperrstunde), 
h) Erhebung, Speicherung und Schutz der Kontaktdaten von Kunden, Gästen oder 

Veranstaltungsteilnehmern, um nach Auftreten eines Infektionsfalls mögliche In-
fektionsketten nachverfolgen und unterbrechen zu können. 

Hierzu sollte entweder § 28 IfSG um die genannten Regelmaßnahmen ergänzt oder 
diese in einem Sondertatbestand (etwa einem neuen § 28a IfSG), speziell auf die 
Corona-Pandemie bezogen, geregelt werden. 
Um auf das aktuelle Infektionsgeschehen geeignet reagieren zu können und eine regel-
mäßige Überprüfung der Maßnahmen zu gewährleisten, sollten Vorgaben hinsichtlich 
der zeitlichen Befristung der von den Ländern auf dieser Grundlage in Verbindung mit 
§ 32 IfSG zu erlassenden Maßnahmen erfolgen. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 17 Buchstabe a (§ 56 Absatz 1 Satz 3 IfSG) 

Der Bundesrat begrüßt ausdrücklich die Aufnahme der Formulierung in § 56 Absatz 1 
Satz 3 IfSG zum Ausschluss eines Entschädigungsanspruchs auf Verdienstausfall für 
Personen, die eine vermeidbare Reise in ein Risikogebiet angetreten haben. Der Bun-
desrat weist ausdrücklich darauf hin, dass es sich insoweit um eine deklaratorische Klar-
stellung im Gesetzestext handelt, denn ein Entschädigungsanspruch besteht in der künf-
tig ausdrücklich normierten Konstellation auch nach geltender Rechtslage nicht. Das 
Bürgerliche Gesetzbuch beziehungsweise einzel- oder tarifvertragliche Äquivalente 
knüpfen den Lohnfortzahlungsanspruch daran, dass der Arbeitnehmer ohne sein Ver-
schulden an der Arbeitsleistung gehindert ist. Tritt der Arbeitnehmer wider besseres 
Wissen eine vermeidbare Reise in ein Risikogebiet an, liegt der Grund für die Arbeits-
verhinderung zuvörderst in seiner Person, und ist die behördlich angeordnete Quaran-
täne nur eine Folge hiervon. Mit Inkrafttreten des Gesetzes wird mithin keine Rechts-
änderung herbeigeführt, sondern es erfolgt eine wünschenswerte und vor dem Hinter-
grund der öffentlichen Diskussion gebotene Klarstellung zur geltenden Rechtslage. 
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5. Zu Artikel 1 Nummer 17 Buchstabe c – neu – (§ 56 Absatz 5 Satz 1 IfSG) und 
  Artikel 7 Absatz 1 und Absatz 3 – neu – (Inkrafttreten) 

a) In Artikel 1 ist der Nummer 17 folgender Buchstabe c anzufügen: 

‚c) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Bei Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen hat der Arbeitgeber oder die Ar-
beitgeberin für die Dauer des Arbeitsverhältnisses, begrenzt auf die maximale 
Anspruchsdauer nach Absatz 1 und Absatz 1a, die Entschädigung für die zu-
ständige Behörde auszuzahlen.“ ‘ 

b) Artikel 7 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Absatz 1 ist nach der Angabe „Absatzes 2“ die Angabe „und 3“ einzufügen. 

bb) Nach Absatz 2 ist folgender Absatz 3 anzufügen: 

„(3) Artikel 1 Nummer 17 Buchstabe c tritt mit Wirkung vom 
30. März 2020 in Kraft.“ 

Begründung: 
Zu Buchstabe a: 
Durch das Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der 
Corona-Krise (Corona-Steuerhilfegesetz) vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385ff.) 
wurde unter anderem die Höchstanspruchsdauer für Anspruchsberechtigte nach § 56 
Absatz 1a IfSG in den Fällen der Schließung von Betreuungseinrichtungen von sechs 
auf zehn beziehungsweise 20 Wochen verlängert. Im Zuge dieser Änderung wurde aber 
die Dauer der Arbeitgebervorleistungspflicht aus § 56 Absatz 5 IfSG nicht angepasst 
und beträgt unverändert (nur) sechs Wochen. Hierdurch und seitdem kommt es zu ei-
nem Auseinanderfallen von Arbeitgeber- und Arbeitnehmeransprüchen, was für die Be-
troffenen und die Verwaltungsbehörden zu erheblichen zeitlichen und inhaltlichen 
Schwierigkeiten beim Bezug beziehungsweise der Auszahlung der Leistungen führt. 
Die Notwendigkeit zu einer solchen Regelung wird angesichts der mit diesem Gesetz-
entwurf in Artikel 1 Nummer 17 Buchstabe b beabsichtigten und vom Bundesrat aus-
drücklich begrüßten Erweiterung des Anwendungsbereichs des § 56 Absatz 1a IfSG um 
Personen, die ihre Kinder betreuen müssen, weil diese einer behördlich angeordneten 
Quarantäneabsonderung unterliegen noch einmal dringlicher. Denn hierdurch wird sich 
der Kreis der anspruchsberechtigen Personen gegenüber dem aktuellen Rechtsstand 
deutlich erweitern und die in der Praxis zu erwartenden Probleme vergrößern. Aus Sicht 
des Bundesrates ist es nicht hinnehmbar, dass Eltern die für sie bestimmte staatliche 
Verdienstausfallentschädigung später erhalten, weil dem ein fehlender Gleichlauf der 
Anspruchsnormen im IfSG entgegensteht. 
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Mit der vorgeschlagenen Änderung soll dies korrigiert werden. 
Zu Buchstabe b: 
Der Umstand, dass die Arbeitgeber im Falle der Verdienstausfallentschädigung nach 
§ 56 Absatz 1a IfSG ab der siebten Entschädigungswoche nicht mehr zur Vorleistung 
verpflichtet sind, führt dazu, dass die betreffenden Arbeitnehmer ab diesem Zeitpunkt 
eigene Entschädigungsanträge bei den nach Landesrecht zuständigen Behörden stellen 
müssen. Aufgrund der sehr komplexen Rechtsmaterie, die sowohl arbeits-, personal-, 
sozial-, steuer- und verwaltungsrechtliche Elemente beinhaltet, gestaltet sich eine sol-
che Antragstellung selbst für fachkundige Personen als äußerst schwierig. Auch voll-
zieht die Antragsbearbeitung umso länger, desto fehlerhafter und unvollständiger die 
Antragstellung erfolgte. Das Ziel einer schnellen Auszahlung der Entschädigungsleis-
tungen an die Arbeitnehmer, die auf diese Entgeltersatzleistungen mitunter zwingend 
angewiesen sind, kann daher nicht sichergestellt werden. Das gilt in diesen Fällen im 
Besonderen auch deshalb, weil in jedem Einzelfall ein Abgleich mit dem korrespondie-
renden Arbeitgeberantrag für die ersten sechs Entschädigungswochen vorgenommen 
werden muss. Der diesbezügliche Prüfungs- und Programmieraufwand ist immens. 
Ein weiteres Problem liegt darin begründet, dass die nach Landesrecht zuständigen Be-
hörden ab der siebten Entschädigungswoche die Sozialversicherungsbeiträge des ge-
setzlich pflichtversicherten Arbeitnehmers selbst abführen müssen (§ 57 Absatz 1 
Satz 2, Absatz 2 Satz 2, Absatz 6 IfSG). Mit der Pflicht zur Abführung der Sozialversi-
cherungsbeiträge an die Einzugsstellen gehen entsprechende Meldepflichten einher. Ab 
der siebten Entschädigungswoche nehmen die nach Landesrecht zuständigen Stellen 
daher quasi die Funktion des Arbeitgebers wahr. Mangels entsprechender Lohnabrech-
nungsprogramme stellt dies jedoch einen kaum zu bewältigenden Aufwand dar. Trotz 
monatelanger Problemlösungsversuche samt länderübergreifenden Austausches konnte 
diesbezüglich bislang kein gangbarer Lösungsweg gefunden werden. Für die Arbeitge-
ber wäre es indes ein leichtes, aufgrund der bereits vorhandenen Strukturen, eine Ab-
führung der Sozialversicherungsbeiträge vorzunehmen. 
Die Vorleistungspflicht des Arbeitgebers ist daher im Falle des Entschädigungsan-
spruchs nach § 56 Absatz 1a IfSG auf zehn bzw. zwanzig Wochen zu verlängern. Um 
sachdienliche Ergebnisse zu erreichen und einen einheitlichen Verwaltungsvollzug si-
cherzustellen, muss die Verlängerung der Vorleistungspflicht des Arbeitgebers rück-
wirkend zum 30. März 2020 in Kraft treten. 

6. Zu Artikel 1 Nummer 17 (§ 56 IfSG) 

Der Bundesrat bittet darum, im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine Vorschrift auf-
zunehmen, dass Anträge von Arbeitgebern und Selbständigen auf Zahlung einer Ver-
dienstausfallentschädigung nach § 56 IfSG grundsätzlich auf elektronischem Weg ge-
stellt werden müssen. 

Eine Formulierung eines neuen § 56 Absatz 12 IfSG könnte – angelehnt an die Formu-
lierung in § 25 Absatz 4 EStG – lauten: 
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„(12) Der Antrag nach Absatz 5 Satz 2 sowie ein Antrag von Selbständigen ist nach 
amtlich vorgeschriebenem Verfahren durch Datenfernübertragung zu übermitteln. Auf 
Antrag kann die Behörde zur Vermeidung unbilliger Härten auf eine Übermittlung 
durch Datenfernübertragung verzichten.“ 

Begründung: 
Wegen der in § 56 Absatz 5 IfSG geregelten Vorleistungspflicht der Arbeitgeber für die 
Entschädigungszahlungen stammt der allergrößte Teil der Anträge für Entschädigungen 
nach § 56 Absatz 1 IfSG von Arbeitgebern. Von diesen kann – analog vergleichbaren 
Vorschriften im Steuerrecht – regelmäßig die Nutzung elektronischer Antragsverfahren 
erwartet werden. Angesichts der erheblichen Vorteile eines Online-Verfahrens zur Ab-
wicklung der großen Zahl an Entschädigungsanträgen sollte hier dringend die Einfüh-
rung einer entsprechenden Verpflichtung zur Nutzung dieser Online-Verfahren geregelt 
werden.  

7. Zu Artikel 1 Nummer 18 (§ 57 Absatz 2 Satz 1 IfSG) 

Artikel 1 Nummer 18 ist zu streichen. 

Begründung: 
Die beabsichtigte Neufassung des § 57 Absatz 2 Satz 1 IfSG würde nicht lediglich eine 
Klarstellung enthalten, sondern eine neue Regelung darstellen. Gemäß § 57 Absatz 1 
Satz 4 IfSG, der nach dessen Absatz 2 Satz 2 für die nach Absatz 2 Satz 1 zu entrich-
tenden Beträge entsprechend gilt, sind diese den Arbeitgebern durch die zuständige Be-
hörde zu erstatten. Eine Erstattungspflicht würde mit der Änderung des Absatzes 2 Satz 
1 auch bezüglich der für die Teilnahme an den Umlageverfahren U1, U2 und U3 zu 
entrichtenden Umlagen der Arbeitgeber gelten. 
Entschädigt werden soll nach dem IfSG aber die von einer Maßnahme nach dem IfSG 
betroffene abhängig beschäftigte Person. Bei den Umlagezahlungen aufgrund des Ge-
setzes über den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen für Entgeltfortzahlung handelt 
es sich jedoch um reine Aufwendungen der Arbeitgeber. Die Umlagenzahlungen stellen 
vielmehr einen Beitrag zu einer „Entgeltfortzahlungsversicherung“ für Arbeitgeber dar, 
damit diese im Falle der Erkrankung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, bei 
Mutterschutzleistungen und im Falle einer Insolvenz entlastet werden. Dies geht insbe-
sondere aus der Entwurfsbegründung hervor (BT-Drucksache 16/39, S. 9). Eine Erstat-
tung der Umlagenzahlungen käme somit nicht unmittelbar der eigentlich zu entschädi-
genden Person zugute, sondern in erster Linie den Arbeitgebern. Eine entsprechende 
Änderung des § 57 Absatz 2 Satz 1 IfSG wird daher mit Blick auf den bisherigen Norm-
zweck nicht befürwortet. 
Wenn eine Klarstellung, dass die Leistungspflicht der für die Teilnahme an den Umla-
geverfahren U1, U2 und U3 zu entrichtenden Umlagen fortbesteht, gesetzlich verankert 
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werden sollte, so sollte dies nicht mit einer behördlichen Erstattungspflicht, die ledig-
lich Arbeitgeber begünstigt, verknüpft werden. 
Bei den Ansprüchen nach § 56 IfSG handelt es sich um eine staatliche Entschädigung, 
die in Höhe des Netto-Verdienstausfalles gezahlt wird. Nach § 57 IfSG besteht für die 
Zeit des Bezuges dieser Leistung eine Versicherungspflicht in den entsprechenden 
Zweigen der Sozialversicherung fort. Nach § 56 Absatz 4 Satz 1 IfSG zahlt der Arbeit-
geber die Entschädigung für die Behörde aus. Es handelt sich bei der Entschädigung 
nach § 56 IfSG nicht um Arbeitsentgelt im Sinne des § 14 SGB IV. Entsprechend fallen 
hiervon auch keine Umlagen nach dem Aufwendungsausgleichgesetz und nach § 358 
SGB III an, da beide Umlagen an ein rentenversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt an-
knüpfen. Grundsätzlich ist nur das Arbeitsentgelt im Sinne des § 14 SGB IV rentenver-
sicherungspflichtig. 
Es besteht mithin kein Bedürfnis für die vorgesehene Erweiterung, da diese rechtssys-
tematisch verfehlt und überflüssig ist. Es müsste bei bereits in Betrieb befindlichen Pro-
grammbestandteilen sowohl bei den durchführenden Ländern als auch bei den betroffe-
nen Arbeitgebern eine Anpassung erfolgen, die kostenträchtig ist. Angesichts einer er-
heblichen Zahl noch zu erwartender und noch nicht bearbeiteter Anträge für die Zeit bis 
zum Inkrafttreten (nach Verkündung) müssten doppelte Systeme betrieben werden. 

8. Zu Artikel 1 Nummer 18a – neu – (§ 68 Absatz 4 – neu – IfSG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 18 folgende Nummer 18a einzufügen:  

‚18a. Dem § 68 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Entscheidungen über Entschädigungsleistungen nach § 56 und Erstat-
tungsleistungen nach § 56 Absatz 4 Satz 2, § 57 Absatz 1 Satz 3, Absatz 3 Satz 3 
sowie § 58 Satz 1 können nur binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Ent-
schädigungs- oder Erstattungsbescheids angefochten werden." ' 

Begründung: 
Da für Streitigkeiten über Entschädigungsleistungen nach § 56 IfSG und Erstattungs-
leistungen nach § 56 Absatz 4 Satz 2, § 57 Absatz 1 Satz 3, Absatz 3 Satz 3 sowie § 58 
Satz 1 IfSG der ordentliche Rechtsweg gegeben ist, finden die Regelungen der Verwal-
tungsgerichtsordnung hier keine Anwendung. Das hat unter anderem zur Folge, dass 
die den Streitigkeiten zugrundeliegenden Entschädigungs- oder Erstattungsbescheide 
nicht binnen eines Monats nach Bekanntgabe bestandskräftig werden können. Gemäß 
§ 195 BGB gilt stattdessen die regelmäßige Verjährungsfrist von drei Jahren. 
Aus Gründen der Rechtsklarheit und zur Schaffung von Rechtsfrieden ist es sachge-
recht, dass Entscheidungen über die vorgenannten Entschädigungs- oder Erstattungs-
leistungen nur binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Entschädigungs- oder Er-
stattungsbescheids angefochten werden können. Da diesen Entscheidungen der Ab-
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schluss eines üblichen Verwaltungsverfahrens zugrunde liegt, ist nicht erkennbar, wes-
halb hier allein wegen der abdrängenden Sonderzuweisung an die ordentliche Gerichts-
barkeit, eine Verjährungsfrist von drei Jahren gelten soll. 
Ähnliche Fallkonstellationen finden sich insbesondere im Enteignungsrecht. Dort hat 
der Bundesgesetzgeber entsprechend reagiert und zum Beispiel in § 217 Absatz 2 
BauGB eine Antragsfrist von einem Monat ab Zustellung des Enteignungsbescheids 
festgesetzt. Die Sach- und Rechtslage ist vergleichbar. Eine Klage- beziehungsweise 
Antragsfrist von einem Monat ist daher auch in § 68 IfSG aufzunehmen. 

9. Zu Artikel 2 Nummer 2 (§ 56 IfSG) 

Die Entschädigungsleistungen für Verdienstausfall von erwerbstätigen Personen, die 
wegen Schließungen von Einrichtungen zur Betreuung von Kindern, Schulen oder Ein-
richtungen für Menschen mit Behinderungen gemäß § 56 Absatz 1a IfSG gezahlt wer-
den, führen zu erheblichen finanziellen Belastungen der Länder. 

Der Bundesrat begrüßt daher die in den Protokollerklärungen zu TOP 1d der 988. BR-
Sitzung am 27. März 2020 (Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen 
Lage von nationaler Tragweite) und TOP 35 der 990. Sitzung des Bundesrates am 
5. Juni 2020 (Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der 
Corona-Krise (Corona-Steuerhilfegesetz)) abgegebenen Zusagen der Bundesregierung, 
die den Ländern im Jahr 2020 durch die Änderung des § 56 IfSG zusätzlich entstande-
nen Haushaltsbelastungen (ohne Erfüllungsaufwand) zur Hälfte zu übernehmen. 

Der Bundesrat geht davon aus, dass diese Zusage sich auch auf diejenigen Haushalts-
belastungen erstreckt, die sich aus der mit dem vorliegenden Gesetzentwurf in materi-
eller und zeitlicher Hinsicht erfolgenden Ausweitung des Anspruchs nach § 56 IfSG 
ergeben. 

Die Länder sind bestrebt, eine schnellstmögliche Abarbeitung aller bisher im Jahr 2020 
eingegangenen Anträge nach § 56 IfSG sowie die entsprechende Auszahlung der Ent-
schädigungsleistungen an die Anspruchsberechtigten zu realisieren. Gleichwohl wird 
seitens des Bundesrates erwartet, dass sich die bisherige Kostenzusage des Bundes un-
abhängig vom tatsächlichen Auszahlungszeitpunkt der Entschädigungsleistung anhand 
des in den Anträgen jeweils geltend gemachten Entschädigungszeitraums bemisst. 

10. Zu Artikel 3 (§ 3 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 MPAV) 

In Artikel 3 ist in § 3 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 vor dem Wort „Pflegeeinrichtungen“ 
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das Wort „insbesondere“ einzufügen. 

Begründung: 
Gemäß § 6 Absatz 3 Coronavirus-Testverordnung (TestV) können die dort genannten 
Einrichtungen und Unternehmen die PoC-Antigen-Tests in eigener Verantwortung be-
schaffen und nutzen. Durch die abschließende Aufzählung von Pflegeeinrichtungen im 
Gesetzentwurf dürfte keine Abgabe an die anderen Einrichtungen und Unternehmen 
erfolgen. Die in der Begründung des Gesetzentwurfs gewünschte Sicherstellung wird 
auch mit der vorgeschlagenen Änderung erreicht. 

11. Zu Artikel 4 Nummer 1 (§ 20i Absatz 3 Satz 1 SGB V) 

In Artikel 4 Nummer 1 sind in § 20i Absatz 3 Satz 1 im einleitenden Satzteil die Wörter 
„ohne Zustimmung“ durch die Wörter „mit Zustimmung“ zu ersetzen. 

Begründung: 
Der Bundesrat bedauert das fehlende Zustimmungserfordernis des Bundesrates, da we-
sentliche Teile des Vollzugs der künftigen Verordnungen bei den Ländern liegen. Be-
reits durch das erste und das zweite Bevölkerungsschutzgesetz wurde eine Ermächti-
gung zum Erlass von Verordnungen ohne Zustimmung des Bundesrates geschaffen. 
Dies war zum damaligen Zeitpunkt noch nachvollziehbar, da möglichst rasch auf die 
extreme Ausnahmesituation reagiert werden sollte. Zwischenzeitlich besteht jedoch 
durch die bereits geschaffenen Maßnahmen ein hinreichendes Instrumentarium für die 
Andauer der epidemischen Lage von nationaler Tragweite. Da das Vorliegen einer sol-
chen Lage gemäß § 5 IfSG vom Deutschen Bundestag festgestellt wird, ist es geboten, 
in gleicher Weise bei der Umsetzung darauf basierender Maßnahmen künftig auch eine 
angemessene Beteiligung der Länder durch Zustimmung des Bundesrates vorzusehen 
und diese nicht in das alleinige Ermessen des Bundesgesundheitsministeriums zu stel-
len.  

12. Zu Artikel 4 Nummer 1 (§ 20i Absatz 3 SGB V) 

Der Bundesrat bittet darum, im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine ausdrückliche 
Klarstellung vorzusehen, dass die Verordnungsermächtigung auch die Bestimmung ei-
nes Anspruchs auf Testung auf weitere differentialdiagnostisch zu berücksichtigende 
Krankheitserreger, wie zum Beispiel Influenza und Respiratory Syncytial Virus (RSV) 
im Rahmen der Ausschlussdiagnostik von COVID-19, umfasst. 
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Begründung: 
Der Bundesrat begrüßt, dass die Ermächtigung des Bundesministeriums für Gesundheit 
(BMG), über den Verordnungsweg einen Anspruch auf bestimmte Testungen für den 
Nachweis des Vorliegens einer Infektion mit bestimmten Krankheitserregern oder auf 
das Vorhandensein von Antikörpern gegen bestimmte Krankheitserreger zu regeln, nun 
offen formuliert und damit nicht mehr auf Testungen auf COVID-19 begrenzt ist.  
Der Bundesrat hält es für dringend notwendig, dass im Hinblick auf die steigenden In-
fektionszahlen sowie die übliche Erkältungs- und Grippesaison im Herbst beziehungs-
weise Winter für eine Ausschlussdiagnostik auch die Durchführung von Schnelltests 
auf Influenza und RSV, die eine ähnliche Symptomatik wie SARS-CoV-2 auslösen, 
ermöglicht wird. Es sollte ausdrücklich klargestellt werden, dass die Bestimmung eines 
Anspruchs auf solche Testungen ebenfalls durch Rechtsverordnung möglich ist. 
Der Bundesrat bedauert, dass das BMG bisher noch keine entsprechende Regelung auf 
dem Verordnungswege geschaffen hat, etwa auf Grundlage der Verordnungsermächti-
gung gemäß § 5 Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a oder Nummer 7 Buchstabe a IfSG. 

13. Zu Artikel 4 (Änderung des SGB V) 

a) Der Bundesrat bittet darum, im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine ausrei-
chende Gegenfinanzierung durch Haushaltsmittel des Bundes für die Maßnahmen 
vorzusehen, die auf Bundesebene zur Bekämpfung der COVID-19-Pandmie be-
schlossen wurden und durch Rückgriff auf die Liquiditätsreserve des Gesundheits-
fonds finanziert werden.  

b) Des Weiteren bittet der Bundesrat darum, im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
eine rechtssichere Grundlage für den Betrieb und die Finanzierung fachlich benö-
tigter Sonderstrukturen der ambulanten Versorgung zu schaffen. 

Begründung: 
Zu Buchstabe a: 
Die gesamtgesellschaftliche Aufgabe der Pandemie-Bewältigung ist nach Auffassung 
des Bundesrates nicht überwiegend zu Lasten der Solidargemeinschaft der GKV zu lö-
sen.  
Zwar ist besonders im Hinblick auf die Schaffung von Ansprüchen auf COVID-19-
Testungen grundsätzlich nachvollziehbar, dass auf bestehende Strukturen der GKV zu-
rückgegriffen werden soll, um organisatorisch einen rasch realisierbareren Zugang zu 
Testungen zu ermöglichen. Dies gilt auch entsprechend für künftige Regelungen zu 
Schutzimpfungen. Die Möglichkeit, diese Regelungen auf dem Verordnungswege zu 
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schaffen, wird ausdrücklich begrüßt, da so die Einführung der COVID-19-Schutzimp-
fung, wenn diese verfügbar ist, schnell erfolgen kann.  
Der Bundesrat begrüßt in diesem Zusammenhang auch, dass durch die ausdrückliche 
Nennung der Möglichkeit, über die Verordnung Näheres zur vollständigen oder antei-
ligen Finanzierung der Leistungen und Kosten durch Rückgriff auf die Liquiditätsre-
serve des Gesundheitsfonds zu regeln, diese Kosten transparent gemacht werden. 
Der Bundesrat ist jedoch der Auffassung, dass es sich bei den geschaffenen Leistungs-
ansprüchen, insbesondere bei den Ansprüchen nicht gesetzlich krankenversicherter Per-
sonen, um versicherungsfremde Leistungen der GKV handelt. Die bisher vorgesehene 
Umsetzung der Sozialgarantie 2020/21 durch eine Bereitstellung von 5 Milliarden Euro 
aus Bundesmitteln im Rahmen des Gesundheitsversorgungs- und Pflegeverbesserungs-
gesetzes (GPVG) ist nicht ausreichend, um die pandemiebedingten Mehrkosten der 
GKV auszugleichen. Die Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds wurde durch die Bei-
tragszahler der GKV aufgefüllt und deren Mindestbestand nach § 271 Absatz 2 Satz 3 
SGB V wird letztlich durch die die gesetzlichen Krankenkassen gewährleistet. Die auf 
diese Weise finanzierten Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung würden daher abseh-
bar zu relevanten Beitragssatzsteigerungen führen, wenn nicht ein entsprechender Aus-
gleich durch Bundesmittel stattfindet.  
Zu Buchstabe b: 
Der Bundesrat bedauert, dass der Gesetzentwurf keine Regelungen zur Klarstellung des 
Betriebs und der Finanzierung von den von Herrn Bundesminister Spahn angekündigten 
„Fieberambulanzen“ zur Schwerpunktversorgung von Infektpatienten enthält. Entspre-
chendes gilt auch für mögliche Impfzentren außerhalb der Regelversorgung. 
Die in § 20i Absatz 3 SGB V vorgesehenen Konkretisierungen zu möglichen Regelun-
gen in den künftigen auf dieser Grundlage erlassenen Verordnungen werden daher vom 
Bundesrat begrüßt, sie sind jedoch noch nicht ausreichend, um die Finanzierung und 
den Betrieb solcher Sonderstrukturen der ambulanten Versorgung abschließend zu klä-
ren. 
Es bestanden bereits unterschiedliche Auffassungen der Selbstverwaltungspartner in 
Bezug auf Testzentren, inwieweit solche Sonderstrukturen als Sicherstellungsinstru-
ment der Kassenärztlichen Vereinigungen anzusehen sind. Diese Auslegungsfrage 
dürfte sich absehbar auch in Bezug auf „Fieberambulanzen“ und Impfzentren erneut 
stellen. Nicht abschließend geklärt ist deshalb auch, wie die Errichtung und der Betrieb 
solcher spezieller Ambulanzen oder Impfzentren finanziert werden.  
Gerade vor dem Hintergrund der aktuellen Verschärfung der Infektionslage, aber auch 
im Hinblick auf die kommende Erkältungssaison sind konkrete Regelungen nötig, da 
diese Einrichtungen nun absehbar zeitnah in immer größerem Umfang zum Einsatz 
kommen werden. 
Der Bundesrat bittet deshalb um eine eindeutige und einheitliche Regelung, zumindest 
aber um Klarstellung, ob die sogenannten Fieberambulanzen unter den Anwendungs-
bereich von § 105 Absatz 3 SGB V fallen. 
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14. Zum Gesetzentwurf allgemein 

a) Während der ersten Infektionswelle waren die Krankenhäuser aufgefordert, nur 
nicht verschiebbare Behandlungen vorzunehmen, um die Behandlungskapazitäten 
für an COVID-19 erkrankte Patientinnen und Patienten zu erhöhen. Für den Zeit-
raum vom 16. März 2020 bis 30. September 2020 erhielten die Krankenhäuser hier-
für auf der Grundlage von § 21 Absatz 1 bis 3 KHG Ausgleichszahlungen aus der 
Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds.  

Aktuell steigt die Zahl der an COVID-19 erkrankten Patientinnen und Patienten auf 
Intensiv- und peripheren Stationen wieder deutlich an. Ein Engpass, insbesondere 
im Intensivbereich, ist absehbar. Die Krankenhäuser müssen erneut aufgefordert 
werden, elektive Eingriffe und Behandlungen zu verschieben und Betten für die 
Behandlung von COVID-19 Patientinnen und Patienten freizuhalten. 

Der Bundesrat erwartet, dass die Bundesregierung die Verlängerung der bisherigen 
Regelung in § 21 Absatz 1 bis 3 KHG möglichst bald dem Deutschen Bundestag 
vorschlägt, damit ab dem 2. November 2020 wieder Ausgleichszahlungen an die 
Krankenhäuser ermöglicht werden. Mit der Zahlung von Freihaltepauschalen kann 
im Gegensatz zu den Regelungen für Corona-bedingte Erlösausfälle in § 21 Ab-
satz 10 und 11 KHG eine sofortige Liquidität geschaffen werden.  

b) Der Bundesrat begrüßt die im Zusammenhang mit den für die Bekämpfung der Pan-
demie notwendigen angeordneten Schließungen seitens der Bundesregierung ange-
kündigten umfassenden Unterstützungsmaßnahmen für die betroffenen Unterneh-
men und die Unternehmen, die in vergleichbarer Weise durch die Anordnungen be-
troffen sind. Der Bundesrat sieht die dringende Notwendigkeit, die beschlossenen 
Unterstützungsmaßnahmen jetzt schnell und unbürokratisch umzusetzen.  

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung daher auf, mit der Auszahlung der Hil-
fen noch im November 2020 zu beginnen, erforderlichenfalls auch in Form von 
Abschlagszahlungen.  
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Begründung: 

Ζu Buchstabe b: 
Die gefassten Beschlüsse stellen unmittelbar wirkende, weitreichende Einschränkungen 
für die betroffenen Unternehmen dar und erfordern daher deren schnelle und unbüro-
kratische Unterstützung. 
Eine schnelle Umsetzung der angekündigten Finanzhilfen des Bundes ist zwingend er-
forderlich, um über die Eindämmung der Pandemie hinaus die Existenz und einen Er-
holungsprozess der heimischen Unternehmen zu sichern und somit größeren Schaden 
von Wirtschaft und Arbeitsmarkt abzuwenden.  
Wie vom Bundesministerium der Finanzen und vom Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie angekündigt, ist daher die Erweiterung der KfW-Schnellkredite auf Solo-
selbständige und kleine Unternehmen, die Verlängerung und Anpassung der Überbrü-
ckungshilfe sowie die sogenannte außerordentliche Wirtschaftshilfe in Höhe von zehn 
Milliarden Euro den betroffenen Unternehmen umgehend zugänglich zu machen. 

  

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 49 – Drucksache 19/24232 
 
 

Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

zu der Stellungnahme des Bundesrates 
 

Zu Nummer 1 - Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 7 Absatz 4 IfSG) 

 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Die Pflicht zur Meldung auch von negativen PCR-Tests auf SARS-
CoV-2 nach § 7 Absatz 4 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) führt nicht zu einem Überblick über das tatsächliche 
Verhältnis der in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt durchgeführten Testungen auf das Coronavirus 
SARS-CoV-2 im Vergleich zu positiven Testergebnissen. So sind die Anwender von Antigentests, wenn sie nicht 
unter § 8 Absatz 1 Nummer 2 und 3 IfSG fallen, nicht verpflichtet, entsprechende Testergebnisse nach § 7 Absatz 
4 IfSG an das RKI zu melden. Da gleichzeitig zu erwarten ist, dass sowohl der Anteil der Antigentests im Ver-
hältnis zur Gesamtzahl der Testungen stetig zunehmen wird und der Entwurf zudem eine Lockerung des Arztvor-
behalts bei patientennahen Schnelltests bei Testung auf das Coronavirus SARS-CoV-2 vorsieht, ist eine Erhebung 
nach § 7 Absatz 4 IfSG aus epidemiologischer Sicht nicht mehr geeignet, um das Infektionsgeschehen besser 
einordnen zu können. Das RKI hat auch bisher ohne Anwendung des § 7 Absatz 4 IfSG Kennzahlen an das 
European Centre for Disease Prevention and Control übermittelt und ist auch weiterhin in der Lage, durch ent-
sprechende stichprobenhafte Erhebungen eine solche Übermittlung vorzunehmen. Schließlich wird mit der Strei-
chung auch eine Entlastung insbesondere von Arztpraxen mit Infektionserregerdiagnostik erreicht, die bislang 
noch nicht an das Elektronische Melde- und Informationssystem nach § 14 IfSG (DEMIS) angebunden sind.  

 

Zu Nummer 2 – Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b (§ 8 Absatz 3 Satz 1 IfSG) 

 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. Da nach der nationalen Teststrategie bei positiven Antigentests 
ein PCR-Bestätigungstest vorgesehen ist, ist jedoch im Regelfall auch bei Beibehaltung der vorgesehenen Rege-
lung damit zu rechnen, dass die Gesundheitsämter in ausreichendem Maße über Infektionen informiert werden.  

 

Zu Nummer 3 – Zu Artikel 1 (§ 32 IfSG) 

 

Es wurde am 3. November 2020 im Umlaufverfahren vom Kabinett eine Formulierungshilfe für die Fraktionen 
der CDU/CSU und der SPD für einen aus der Mitte des Deutschen Bundestages einzubringenden Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite beschlossen, 
die den am 28. Oktober 2020 vom Kabinett beschlossenen Entwurf eines Dritten Gesetzes zum Schutz der Bevöl-
kerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite um einen neuen § 28a IfSG ergänzt, mit dem in 
Ergänzung der Generalklausel in § 28 IfSG nicht abschließende Regelbeispiele etwaiger Schutzmaßnahmen zur 
Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 benannt werden. Das Anliegen zur Ergänzung und Konkretisierung 
derjenigen Schutzmaßnahmen, die regelhaft von den Ländern zur Bekämpfung der Corona-Pandemie durch 
Rechtsverordnung nach § 32 IfSG erlassen werden können, wird im weiteren parlamentarischen Verfahren be-
handelt. 

 

Zu Nummer 4 – Zu Artikel 1 Nummer 17 Buchstabe a (§ 56 Absatz 1 Satz 3 IfSG) 

 

Die Begründung des Entwurfs stellt bereits klar, dass die Regelung des § 56 Absatz 1 Satz 3 IfSG als Ausprägung 
des auch im öffentlichen Recht geltenden Grundsatzes von Treu und Glauben anzusehen ist, die vorliegend um 
eine weitere Konstellation erweitert wird.  
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Zu Nummer 5 – Zu Artikel 1 Nummer 17 Buchstabe c – neu – (§ 56 Absatz 5 Satz 1 IfSG) und  

Artikel 7 Absatz 1 und Absatz 3 – neu – (Inkrafttreten) 

 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Die Regelung soll vor allem Konstellationen des § 56 Absatz 1a 
IfSG erfassen, diese Vorschrift ist aber mit dem vorliegenden Entwurf auf den 31. März 2021 befristet. Mit einer 
solchen Regelung würde auf laufende oder gar rückwirkend auf bereits abgeschlossene Sachverhalte zu Lasten 
der Arbeitgeber eingewirkt, die anstatt für bislang längstens sechs Wochen, dann für die gesamte Anspruchsdauer 
in Vorleistung treten müssten. Der damit verbundene bürokratische Aufwand für Arbeitgeber und Behörden (ins-
besondere durch Neuberechnungen etc.) wird höher eingeschätzt als der potentielle Nutzen der Regelung, der sich 
im Wesentlichen auf Neufälle beschränken dürfte. Da derzeit jedoch die von der Regelung erfassten Einrichtun-
gen nicht flächenmäßig von Schließungen betroffen sind, dürfte die Anzahl dieser Neufälle begrenzt sein.  

 

Unabhängig von einer gesetzlichen Verpflichtung, ist es grundsätzlich möglich, dass Arbeitgeber freiwillig für 
die gesamte Anspruchsdauer in Vorleistung treten.  

 

Zu Nummer 6 – Zu Artikel 1 Nummer 17 (§ 56 IfSG) 

 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab, dass Anträge von Arbeitgebern und Selbständigen 
auf Zahlung einer Verdienstausfallentschädigung nach § 56 IfSG grundsätzlich auf elektronischem Weg gestellt 
werden müssen. Es ist derzeit nicht ausgeschlossen, dass die Anträge bereits auf elektronischem Wege gestellt 
werden können. Im Gegensatz zum Einkommensteuerrecht fehlen auch einschlägige Vorschriften für das Verfah-
ren der Datenübermittlung.  

 

Zu Nummer 7 – Zu Artikel 1 Nummer 18 (§ 57 Absatz 2 Satz 1 IfSG) 

 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates, Artikel 1 Nummer 18 zu streichen, ab.  

 

Gerade weil Entschädigungsleistungen nach § 56 IfSG kein Arbeitsentgelt sind, ist bereits in der geltenden Fas-
sung des § 57 IfSG die Fortgeltung der Sozialversicherungspflicht sowie eine Beitragstragung durch das entschä-
digungspflichtige Land normiert. Mit der Neuregelung soll geklärt werden, dass auch die genannten Umlagen 
weiter zu leisten und vom entschädigungspflichtigen Land zu tragen sind. Bereits nach geltendem Recht erstreckt 
sich die Pflicht des entschädigungspflichtigen Landes zur Beitragstragung auch auf die Beitragsanteile der Ar-
beitgeber. Die vorgesehene Neuregelung erweitert den bisherigen Normzweck somit nicht.  

 

Zu Nummer 8 – Zu Artikel 1 Nummer 18a – neu – (§ 68 Absatz 4 – neu – IfSG) 

 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

 

Zu Nummer 9 – Zu Artikel 2 Nummer 2 (§ 56 IfSG) 
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Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Protokollerklärungen (Plenarprotokoll zur 988. Sitzung am 27. 
März 2020 zum Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite, TOP 
1d, und zur 990. Sitzung des Bundesrates am 5. Juni 2020 zum Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnah-
men zur Bewältigung der Corona-Krise (Corona-Steuerhilfegesetz), TOP 35) die mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf in materieller und zeitlicher Hinsicht erfolgende Ausweitung des Anspruchs nach § 56 Absatz 1a IfSG 
einbeziehen. 

 

Zu Nummer 10 – Zu Artikel 3 (§ 3 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 MPAV) 

 

Die Bundesregierung wird prüfen, wie dem Anliegen des Bundesrates Rechnung getragen werden kann. Die Ab-
gabe von PoC-Antigen-Tests soll auch an die anderen von § 4 Absatz 2 der Corona-Testverordnung erfassten 
Unternehmen insbesondere aus dem Bereich der Behindertenhilfe möglich sein. 

 

Zu Nummer 11 – Zu Artikel 4 Nummer 1 (§ 20i Absatz 3 Satz 1 SGB V) 

 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Auch bisher sieht die Verordnungsermächtigung in § 20i Absatz 3 
SGB V keine Zustimmung des Bundesrates vor. Die Länder werden durch die Reglungen nicht berührt. Zudem 
ist im Rahmen einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite mit eiligen und häufigen Änderungsverordnun-
gen zu rechnen.  

 

Zu Nummer 12 – Zu Artikel 4 Nummer 1 (§ 20i Absatz 3 SGB V) 

 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Die Verordnungsermächtigung enthält bereits die Möglichkeit, ei-
nen Anspruch auf Testung auch in Bezug zu weiteren differentialdiagnostisch zu berücksichtigenden Krankheits-
erregern vorzusehen. 

 

Zu Nummer 13 – Zu Artikel 4 (Änderung des SGB V) 

 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

 

Zu Buchstabe a: 

Der Bund bzw. die Steuerzahler – und damit auch Personen, die nicht in der GKV versichert sind – unterstützen 
die GKV somit neben dem regulären Bundeszuschuss in Höhe von 14,5 Milliarden Euro im Jahr 2020 mit einem 
ergänzenden Bundeszuschuss in Höhe von insgesamt 3,5 Milliarden Euro zum teilweisen Ausgleich pandemie-
bedingter Belastungen der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). Der Regierungsentwurf für den Bundes-
haushalt 2021 sieht weitere Mittel des Bundes in Höhe von 5 Milliarden Euro zur Unterstützung der GKV vor. 
Darüber hinaus hat der Bund bis zu 11,5 Milliarden Euro im Jahr 2020 für die Freihaltung von Bettenkapazitäten 
in Krankenhäusern während der COVID-19-Pandemie zur Verfügung gestellt. Hiervon wurden bis Ende Oktober 
2020 über das Bundesamt für Soziale Sicherung knapp 9 Milliarden Euro ausgezahlt. Im Jahr 2021 wird der Bund 
zusätzlich 3 Milliarden Euro für den Krankenhauszukunftsfonds aufbringen, um Investitionen in die digitale Aus-
stattung und Sicherheit der Krankenhäuser zu fördern.  

 

Zu Buchstabe b: 
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Bereits die geltende Regelung im § 105 Absatz 3 SGB V sieht vor, dass die Krankenkassen der jeweiligen Kas-
senärztlichen Vereinigung die zusätzlichen Kosten für außerordentliche Maßnahmen, die zur Sicherstellung der 
vertragsärztlichen Versorgung während des Bestehens einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite erfor-
derlich sind, zu erstatten haben. Dies betrifft nach der Gesetzesbegründung (COVID-19-Krankenhausentlastungs-
gesetz, BT.-Drs. 19/18112, S. 32-33) auch zusätzliche Kosten, die dadurch entstehen, dass spezielle Zentren (wie 
zum Beispiel „Schwerpunktambulanzen“) eingerichtet werden, um Patientinnen und Patienten mit Atemwegser-
krankungen vom übrigen Patientenklientel zu trennen. 

 

Eine Fortführung und Weiterentwicklung dieser bislang befristeten Regelung über dieses Jahr hinaus wird derzeit 
innerhalb der Bundesregierung abgestimmt. 

 

Zu Nummer 14 – Zum Gesetzentwurf allgemein 

 

Die Bundesregierung wird die Vorschläge prüfen. 
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